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Schöne Geometer und akkurate Katasterkontrolleure



Mangel an FacJrpersonal ist im Vermessungsberuf nicht erst eine Sorge unserer

Tage. Er hat in ungleidr stärkerem Maße zu der Zeit geherrsd,t, als man daran
ging, für das von Preußen ,,annektierte" Gebiet des Königreiclrs Hannover ein

neues Grundsteuerkataster aufzustellen.

Der Kommissar des Finanzministers für die obere Leittmg und [Iberwachung der
Vermessungsarbeiten in der neuen Provinz hat seine liebe Not gehabt, geeignete

Kräfte für dieses umfangreicJre Unternehmen zu gewinnen. Nur zu einem geringen

Teil konnte er auf vorhandene Fadrtcräfte zurüclgreifen. Im übrigen war er ge-

nötigt, Hilfskräfte heranzubilden. Man ging sogar dazu über, für die Ausbildung
Prämien auszusetzeni so betrug die Prämie für die Ausbildung eines Stüd<ver-
messers 50 Thaler.

Es ist nur zu verständlicJr, daß diese Maßnahmen nidrt sofort zu einem in allen
Teilen makellosen Personalkörper führten. Dieser Umstand mag dazu beigetragen
haben, daß man heute nodr zu jemandem, durdr den man sich in gewissem Sinne
benad,teiligt fühlt, zu sagen pflegt: ,,Du bist mir'n schöner Geometer". Mandrer
Grundstü&seigentümer, dem es bei der Grenzfestsetzung nidrt naclr der Mütze
ging; wird diese Redensart voll Zorn im Munde geführt haben. Sidrerlidr in dem
einen oder andern Falle zu Recht. Aber wieviel häuffger mag dem Geometer dabei
Unredrt geschehen sein ?

Im privaten Bereich läßt eine aus dem Norden unseres Landes überlieferte Rede-

wendung Zweilel an der honorigen Lebensführung unserer beruflidren Altvordern
aufkommen. Seit den Zeiten der Parzellarvermessung heißt es im Oldenburgisdren:

,,Stäkt de \Tidrter in't Sdrapp, de Landmäters kommt!" (Sted<t die jungenMäd-
clen in den Sdrrank, die Landmesser kommen !)

Beide Redewendungen haben sich bemerkenswert lange erhalten. Dadurch beun-
ruhigt und um eine glaubwürdige zeitgenössiscle Beurteilung unseres Berufsstandes
bemüht, können wir uns aber auf ein verläßlicleres Leumundszeugnis, als es Rede-
wendungen sind) aus dem benad-rbarten Hessen berufen. Und warum sollte es in
Hannover und Oldenburg anders gewesen sein?

In einem höclst amtlichen Bericht des Ober-Steuercollegiums an den Finanzminister
aus dem Jahre 1861 heißt es, man wolle ein Personal, das im allgemeinen recht
gute Arbeiten geliefert und sidr im ganzen musterhaft betragen, so daß während
der Zeit seiner Beschäftigung mit Ausnahme weniger ScJruldenmacher keine einzige
Klage über dasselbe .tfloben worden sei, der Fürsorge des Herrn Finanzministers
ganz besonders empfohlen haben. Die Geometer wären, wie man mit Stolz und
Befriedigung hervorheben dürfe, ein Muster deutsclrer Cnindliclkeit und Akkura-
tesse, und was ihre Qualiffkation anbelange, so seien sie infolge des speziellen
Studiums der Mathematik an logisches Denken gewöhnt.
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Bei der Einrid'rtung der Katasterverwaltung in der Provinz Hannover wurden aus

denPersonalvorstehern, die dieAnlegung desGrundsteuerkatasters in den einzelnen

Distrikten geleitet hatten, die Katasterkontrolleure ausgewählt, denen bei Bewäh-

rung nadr etwa zehnjähriger Dienstzeit der Titel Steuerinspektor verliehen wurde.

Der Katasterkontrolleur ist es/ der sidr hinfort fast ein halbes Jahrhundert lang

- die letzten, die diese Dienstbezeidrnung einmal geführt haben, sind erst vor

kurzem in den Ruhestand getreten - als öffentlidrerTieuhänder der Grenzen und

Besteuerungsmerkmale der Grundstüd<e in seinem Bezirk allgemeiner Adrtung und

Anerkennung erfreut, Auf ihn paßt audr das Bild, das der hessiscle Beridrt zeidrnet,

weit besser als das, was der Volksmund den Geometern nadrsagt.

Gründlidr und akkurat, ja penibel tritt uns der Katasterkontrolleur aus seinen audr

heute noch Aötung gebietenden §7'erken entgegen, die in den Ardriven unserer

Amter ruhen und sidr tagtäglidr bewähren müssen.

Aber wir erinnern uns audr mit Sdrmunzeln an jenen Vertreter des Berufsstandes

in dem Film ,,Annelie", der es in seiner Ordnungsliebe nidrt verwinden konnte,

daß seine Toöter in der Sylvesternadrt erst kurz nadr der zwölften Stunde zur

§7elt kam, wo dodr die Geburt exakt zur Mitternadrt so red'rt nach seinem akku'

raten Sinn gewesen wäre. Der große Mensdrendarsteller §flerner Krauss hat diese

Rolle überzeugend gestaltet.

Dieser Darstellung in künstlerisdrer Sidrt mödrten wir hier eine kleine Söilderung

gegenüberstellen, die Paul Haserodt - den Älteren unter uns als Verfasser eines

in unserer Verwaltung weit verbreiteten Handbudrs bekannt - in seinem jüngst

ersdrienenen Büdrlein ,,Aktenstaub und Sonnenscfrein" von seinem Lehrherrn aus

der Zeit vor dem ersten §7'eltkfieg gibt. Der Autor hat keine künstlerisdren Am-

bitionen, dodr die sölidrte und aufridrtige Art seines Berichtes über 50 Jahre beruf-

lidrer Tätigkeit in der Katasterverwaltung ist darum menscihlidr nidrt minder an-

spredrend. Die Lektüre dieserNeuersdreinung sei jedem empfohlen, der einmal einen

besinnlid'ren Rü&bli& in die Vergangenheit unserer Verwaltung halten mödrte.
Georg Kaspereit

Mein Chef
Paul Haserodt

Mein erster Außendienst dauerte vier Tage. Mit der Bahn fuhren wir nad'r dem

Dorf Hängefeld. Am Bahnhof gab mir der Chef die Fahrkarte, und sagte: ,,Sie

fahren vieiter, weil das Meßgerä1 nidrt mit in die dritte Klasse genommen werden

darf.,, Das klang fast wie eine Entsdruldigung. Idr hatte übrigens gar kein

Verlangen, mit dem Chef in einem Abteil zu sitzen'

Die sedrs Fludrtstäbe und die zwei Meßbandstäbe waren fest zusammengesdrnürt.

So ließ sidr das Bündel gaflz gvt auf der Sdrulter tragen. Außerdem hatte idr nodr

das Zwanzig-Meter-Stahlbandmaß. Der Chef hatte eine di&e Ledermappe unterm
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Arm. Ein grauer, zusammengewid<elter Regensdrirm diente ihm als Gehstod<. Im
Bedarfsfalle wurde der Schirm audr nodr als Fludrtstab benutzt.

Von Hängefeld hatten wir eine stunde Fußmarsdr nadr Taulungen, einem Dörfdren
zwischen waldbedeckten Bergen. Idr wollte hinter meine* Ct.f hermarsdrieren.
Aber was war das? Idr mußte an seiner Seite gehen. Er untgrhielt sidr freundlidr
mit mir, erklärte mir die Landsclaft, nannte mir die Namen der Blumen und
Pflanzen am §7ege, erzählte von der Landmesserei und von dem Gasthaus, in dem
wir wohnen würden, und - die große frohe Uberrasdrung für midr - sagte Georg
zu mir und duzte midr. - Nadr einer §/egestred<e sagte er: ,,Jetzt nimm du die
Mappe und den sdrirm, und idr trage die stäbe ein stüd(." Das habe idr aber nic{rt
zugelassen. Idr war kräftig genug, und so sdrwer waren die Stäbe niclrt.
Idr muß von Anfang an recht anstellig gewesen sein; denn der chef lobte midr
sdron am ersten Tag. - Am frühen NacJrmittag setzte ein dünner, aber anhaltender
Regen ein. Der Boden wurde weidr und sclmierig. Das Meßband mußte oft ab-
gewischt werden. Trotz des sd-rledrten §Tetters haben wir die Arbeit durd'rgeführt.
Die Kleider hingen uns'naß und sdrwer am Körper. Dafür war dann der Abend im
Dorfga-sthaus behaglidr. §7ir saßen am warmen ofen. Der chef sorgte wie ein
vater für mich. Der §7irt gab nrir andere Kleidung, meine hing hinterm ofen
zum Trod<nen.

Das Abendessen war gut und kräftig. Idr durfte noch eine §7eile beim Chef sitzen
bleiben, und dann sdrickte er midr sdrlafen. Müde krodr idr in das dicke, warme
Bauernbett.

Am nädrsten Tag sdrien wieder die sonne. §flir hatten den ganzen Tag im Felde
von viehdorf zu vefinessen. Die Dämmerung kam, die Bauern kehrten vom Felde
heim, und die Abendglod<e läutete. F'eierabend. Den tiefen sinn des §Tortes
lernte ich jetzt kennen.

Es waren vier sdröne Tage. - Am folgenden Montag im Büro berührte der chef
mit keinem rwort unsere Außenarbeil Von seinem väterlidren Ton war aber audr
nidrts mehr zu spüren. Zu meinem größten Bedauern sagte er wieder ,,Herr
Madlung!" - Id'r spradr mit dem Oberstift. Auch er hatte keine Erklärung.
Im ersten und zweiten Lehrjahr war idr an rund. 150 Außentagen nrit dem Steuer-
inspektor Rauch inr ganzen Katasteramtsbezirk herumgekommin. An allen diesin
Tagen war er von gleidrbleibender väterlid.rer Güte. Draußen sagte er ,,du,, und
im Büro ,,Sie" zu mir; er hat sidr audr nidrt einmal versprochen. - Oft meinten
die vermessungsbeteiligten, ich sei der sohn. Im Gasthaui mußte idr immer neben
dem chef sitzen. Er adrtete darauf, daß idr tücltig aß; oft sd'rob er mir nodr einen
guten Brocken von seinem Teller zu. - Abends kamen die Bauern in den Gasthof.
Der steuerinspektor war bekannt und beliebt. Häuffg war es eine große, fröhlidre
Runde. §7enn es zu bunt wurde, sagte der chef' ,,Georg, der Tag wär 

"nit 
engerd,

geh sdrlafen." - I& hörte nodr eine kurze zeit das stiÄmengewirr und dröhn'ende
Ladren aus der \Wirtsstube, und dann sdrlief idr fest bis ,rlm Mo.gen.
Idr bekam 2,50 Mark Tagegeld. Davon mußte idr die verpflegung bezahlen. Für
Fahrkosten und Nachtquartier kam der chef auf. Die prÄise-waien niedrig. Idr
hatte jeden Tag etwa eine Mark übrig. Die durfte idr behalten. Mandrmal üoflte
ein Bauer für rnidr bezahlen. Das hat der chef nie geduldet. ,,Der junge Mann
bezahlt selbst!" sagte er sodann, ,,und sie bezahlen Ihre Messungskosten, weiter
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nidlts!,, - Der Chef sah mir an, daß idr ganz gern den Vorteil gehabt hätte.

Als wir wieder allein waren, sagte er: ,,§(/eatn man Geschenke anirimmt, auc{l

wenn es sidr um eine kleine Zedle handelt, beruft sidr der andere eines Tages

darauf. Merke dir für dein Leben: Deine \7este muß immer rein sein, dann kannst

du aud, immer ruhig sdilafen!"

Aud1 ein anderer widrtiger Grundsatz meines Steuerinspektors ist mir in Fleisdl

und Blut übergegangenl N.d-r-.rrungen sind grundsätzlidr zu vermeiden! Sie

erregen Mißtra"uä u"nd untergraben die Stellung_ des Landmess;r.s. D3s Feldbudr

*uß"ro übersichtlich und vollsiändig sein, daß sidr bei der häuslidren Bearbeitung

der Sadre keine Mängel und Zweifel ergeben.

Der Steuerinspektor war ein großer Praktiker. Er verstand ausgezeiduret zu ve?

handeln und die Teilungsinteres6enten und Grenznachbarn, audr bei gfoßen

Streitigkeitenr unter einen Hut zu bringen. So hat er auch alle Vermessungen in

den ,-Ungetrennten Hofräumen und Hausgärten" gemeistert. Ich war imrner

wieder begeistert.

Aus ..Aktenstaub und Sonnenschein" von Paul Haserodt: Im Selbstverlag des Verfassers.

Mardurgilahn, Dö#flerstraße 5 a.

Nachdrud< mit freundlicher Genehmigung des Verfassers.

Neuvermessungen mit Einsatz der Photogrammetrie
Von Oberregierungsvermessungsrat Dr.-Ing. §ü'endt, NLVA - Landesvermessung

Uber die Anwendung der Photogrammetrie bei der Herstellung_nerl-er Kalaster-

rahmenkarten soll imiolgenden an Hand von zwei vom Niedersächsisdren Landes-

verwaltungsamt - Landesiermessung - durchgeführten Verfahren beridrtet werden.

Das ersteäieser Verfahren führt i; ein Gebiet am Ostrande des Bramwaldes mit

äer Ortsdraft Ellershausen. Es umfaßt die Flädre zweier Grundkarten, also 8 kmz,

*ouor, ?,2 kmz vom §7alde bedecftt sind. Der Bildflug wurde nid'rt sp_eziell für

K"t"rt"rr*".Le ausgeführt, sondern war Bestandteil eines Fluges mit dem Bild-

maßstab 1 : 10 000, äe. den ganzen Bramwald beded<te und dler Herstellung von

Grundkarten, Forstgrundkarien uhd im Valdgebiet- damit audr von Kataster-

rahmenkarten 1 , 5000 dienen sollte. Die Befliegung fand im Frühjahr 1957 statt.

Von dem Bildmaßstab 1:10000 kann man jedodr audr Katasterkarten 1:2000

ableiten, wenn man dafür sorgt, daß vor dem Bildflug eine genügende Anzahl von

Paß- und Grenzpunkten signalisiert wird.

Bild t zeigt einen Aussdrnitt der Deutsdren Grundkarte (Grundriß), verkleinert

*i f , 1OöOO, in dem die Flurgrenzen, die Maßstäbe der alten Fluren und die

Jgn"iirl.*"n Punkt. heruorgehöben sind' ;:ür diese Punkte wurde irn Sdrnellst'

,äif"n.", eine Uberprtifun! bzw. Grenzherstellung vorgenommen, wobei nur

*L"lg" Zahlen örtlidr zu *dr.n rmd nur beim Durdrridrten von rvegen, Grenzen

und dgl. einige Dränrohre zu setzen waren'

Die Festlegung der zu signalisierenden Punkte lieferte nur wenige neue Messungs'

,"if.rl aiE aä Einfa&hät halber zunädrst mit Kugelsdteiber in Lidrtpausen der

Mutteipausen eingetragen wurden. Das war, yle- wir später erkannt haben,

""ir.är"ftlg, d.är, uä di. Zahlen für die Zakunft festzuhalten, mußten dann

a.a ni*. 
"rr"ja.gt 

werden. Man hätte diese Risse also besser vorher angelegt und
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die Zahlen gleidr im Felde eingetragen. Bei künftigen verfahren wollep wir
jedenfalls so vorgehen, um Absdrreibearbeit zu vermeiden.

Für die signalisierung haben sidr am besten die sogenannten Markungshauben be-
währt, das sind mit weißer Ernaille überzogene Bledrsd-reiben, die in versdriedenen
crößen, z. B. 25 cm und 33 cm Durdrmesser, erhaldidr sind. Für die Arbeit am
Bramwald standen uns solche Markungshauben allerdings nodr nicht zur verfügung,
und es waien audr noch keine Mittel zu ihrer Besdraffung vorhanden, so daß wir
auf das Signalisieren mit stud<gips angewiesen waren. Dai einzelne cipssignal ist
natürlidl billiger als die Markungshaube; dafür erfordert das Streuen usw-. mehr
Zeit, _und_dje Gipssignale halten sidr nidrt besonders lange. §(/enn sich wegen
sdrlechter §[etterlage der Bildflug verzögert, muß daher nadr spätestens 14 Talen
ein Trupp mit Fahrzeug die Signale überprüfen uqd erforderlidrenfalls erneue.n.
Die Auswertung der signalisierten Punkte wurde am stereoplanigraphen c 8 vom
Institut für Photogrammetrie der Tedrnisd-ren Hodrsdrule Hannover uorgerommen.
Dadurdr entstand ein auf Aluplatten aufgetragener Punkthaufen, in den mit Hilfe
vorhandener Katasterunterlagen fast der gesamte Karteninhalt schwarz, d. h.
geometrisd'r richtig und endgültig, einkartiert werdea konnte. Nur wenige Grenzen
m.ußten graphisdr übernommen und somit in blauer Tusdre bzw. in Blei dar-
gestellt werden. - Die Bilder 2 und 3 zeigen einen Ausschnitt aus der neuen
Rahmenkarte 1 :2000 und den entsprechenden Luftbildaussdrnitt dazu, beides
verkleinert bzw. vergrößert auf den Maßstab 1 : 5000. Idr glaube, man erkennt
auc]l in der Verkleinerung, daß der Kartenmaßstab 1 : 2000 für die offene Feldlage
wie für die Ortslage Ellershausen in gleid-rer §/eise gut geeignet ist.
Die Paßpunktbestimmung nad-r Lage und Höhe kostete verhältnismäßig wenig
Arbeit, weil wir die Ergebnisse der im gleidren Gebiet laufenden Semestersdrluß--
übung Triangulation und teilweise die Ergebnisse zweier Diplomarbeiten der Tedr-
niscihen Hodrsdrule Hannover zur Polygonierung rnit dem 100-m-Band verwenden
konnten. Die darüber hinaus erforderlichen Ergänzungsmessungen wurden an
10- Tagen, der absdrließende Feldvergleidr an 3 Tagen erledigt. - Insgesamt
erforderten die örtlid-ren Arbeiten 44 Tage, die häuslidren Ar6eiten 150 Tage.
Eine terrestrisdre vereinfadrte Neuvermessung hätte häuslidr nur wenig mehr'an
Zeit beansprudlt, örtlidl jedoch statt der 44 sdrätzungsweise 20o TagJerfordert.
Meßgehilfenlöhne und ba_re Auslagen (einschl. eines gesdrätzten Betäges für die
Auswertung am c 8) betrugen für das photogrimmet.ird.t" v.Ähren rd.
7 000,- DM; die terrestrisdre Aufnahme hätte bei diesem p,osten etwa
13 500,- DM gekostet.

Idr verzid,te bewußt darauf,-aus_ diesen,wenigen Zahlen nun Ersparnisprozente
zu erredrnen. Sie hätten nur für dies verfahren cültigkeit, das nachste sdion kaln
zu ganz anderen \Terten führen. Ersparnisprozente anzugeben halte ich erst dann
für beredrtigtr wenn sie jemand aus einer ganzer Rähe von Verfahren als
Durchsd,nittswerte ableitet, Bei der bis heute des öfteren in §7ort und sd.rrift
geübten Methode, soldre zahlenangaben aus dem einzelnen objekt herzuleiten,
läuft man fast immer Gefahr, daß die mittleren Fehler der genannten zahlen
ebenso groß sind wie die Zahlen selbst.
Auf jeden Fall können die Ergebnisse dieser photogrammetrisdren Karten-
erneuerung als sehr zufriedenstellend bezeichnet werden. obwohl Bildmaßstab
und Flugstreifenlage nidrt für die speziellen Katasterzwed<e ausgewählt worden
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waren, ist die Genauigkeit der fertigen Karten hervorragead. Die unabhängrge

Uberprüfung einer Reihe von photograrnmetrisdr bestimmten Punkten durdl
spätere terrästrisdre Messungen etgab nirgends eine Abweidrung von mehr als

O,Z mm im Maßstab 1 ' 20ö0. Audr das Einpassea des Katasterinhalts in den

pirotogrammetrisdr ausgemesseren Punkthauferr mit Hilfe der alten Zahlen klappte

tiUe"rirAe"d gut und hat dem diese Arbeit ausführenden Tedrniker viel Freude

bereitet. Sowähl hinsichttidl der erzielten Genauigkeit als audr hinsi&tlid1 der

§ürirtsdraftlidrkeit war also die Kartenerneuerrrng um Ellershausen durdraus

erfolgreidr.

Stand bei Ellershausen die reine Kartenerneuerung im Vordergrund, so gab ein

Siedlungwerfahren Anlaß zur photogrammetrisdren Neuverrnessung von Bokelesdr.

Vährend der vermessungstedrnisdre Teil des Siedlungsverfahrens bis zur fertigen

Mutterpause und zur Fladrenberedrnung vom Dezernat Neuvermessung über-
,ro*-.r, wurde, sollten die weiteren häuslidren Arbeiten (Grenzanerkennung,

Aufstellung neuer Büdrer) vom Verwaltungspräsidenten Oldenburg ausgeführt

werden.

Das eigentlidre Siedlungsgebiet, auf dem Kartenaussdrnitt (Bild-4) grün angelegt,

hat eiien Fläd.reninhali ion 7,5 kmz; das rot umrahmte Befliegungsgebiet ist

18 kmz groß. Die Randblätter bleiben vorerst teilgefüllt, jedodr, konnten über

das eigentlidre Siedlungsgebiet hinaus nodr weitere 2,5 kmz einwandfrei kartiert
werdei, da die entspredrenden Grenzen mit der Aufmeszung des Siedlungigebietes

praktisdr festlagen.

Sehr günstig und mitbestimmend für die §rahl der photogrammetrisd,en Neu'
u..*.ir,rrglrwies sid'r der Umstand, daß unmittelbar nördlidr an das Siedlungs-

gebiet das Flurbereinigungsverfahren Barye ansdrließt, das von der Landeskultur-

ierwalturrg ebenfalls photogt"--.trisdr bearbeitet wird und desserr bestirnmen-

der Bildflug ,usam*en mit der Befliegung Bokelesdr ausgeführt werden konnte'

Es bot sidr damit die Möglidrkeit frudrtbringender Zusammenarbeit, die von

beiden Seiten dankbar ausgenutzt wurde.

De Grenzfeststellung innerhalb des Siedlungsgebietes lief auf eine weitgehende

Neufestsetzung und Versteinung der Grenzen entsprechend der Ortlidrkeit hinaus,

wobei rd. 600 Grenzsteine gesetzt und insgesamt über 700 Punkte mit Markungs'

hauben signalisiert wurden. Diese Zahl weist bei einer Fläd're von 750 ha auf

sehr großä, zusammenhängende Grundstüd<e hin. Die Ausnressung der signali-

siertei Punlte und der Topägraphie führte die Firma Aero Exploration in Frankfurt

am §(ild-Autographen A Z ius. Es waren 19 Modelle auszuwerten. Im Ansdrluß

an die ausgemÄr.r"n Punkte wurden die Ergebnisse der terresrisdren Ergänzun_gs'

-.rrung.ri kartiert. Besonderes Augenmerk war auf den einwandfreien Ansdrluß

an das nördlid-r liegende Flurbereinigungsgebiet Barge zu .ie,T. Die Stereo'

ausmessung von Baige hatte das Institut für Photogramnretrie der Tedrnisd'ren

Ho6sdrutJ Hannovd übernommen. Außerdem zog sidr an dem Grenzfluß, der

Sagter Ems, die Fortführungsvermessung ejnes- Offentlidr bestellten Vermessungs-

ingenieurs aus neuestef Zeii entlang. nii die Grenzzone lagen damit also großen-

teils 3 Meszungsergebnisse vor. UÄ es vorweg zu sagen: graphisdl stimmten alle

3 Messungse.gi.bni-rr. völlig befriedigend überein. Für die Po]VSory und Linien-

netzpunktä *ä[t.n wir jedo& audr eindeutige Koordinaten liefern. Daher wurden

die photogrammetrisdten Koordinaten dieser Punkte aus beiden Ausweltungen
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mit Gewidrten gemittelt, und von den Punkten mit gemittelten und damit end-
gültigen Koordinaten ausgehend die Restfehler durdr maschenweise affine Um-
formung zum Abklingen gebradrt. \7enn die Restfehler klein genug 5ind, und
das waren sie in diesem Fall durdraus, braud-rt man übrigens die masdrenweise
affine Transformation nicht allzu exakt auszuführen. Man kann vielmehr bei
Betrachtung des Krokis, das die Paßpunkte enthält, die Verbessenrng einzelner
Punkte idr mödte fast sagen: ,,gefühlsmäßig" angeben, ohne die Dreiecksmasdren
und die Linien gleidrer Verbesserung tatsädrlich zu konstruieren. -
Die §Tirtsdraftlidrkeit des Verfahrens ergibt si.dr aus folgenden Zahlen: Die
örtlid-ren Arbeiten (Erkunden, Vermarken, Signalisieren, Paßpunktbestimmung,
Feldvergleidr und Ergänzungsmessungen) nahmen,. auf einen Meßtrupp um-
geredrnet, 135 Arbeitstage in Ansprud'r. Eine eartspredrende terrestrisd,e Neu-
vermessung hätte schätzungsweise 250 Tage gedauert. De häuslid,en Arbeiten
(Beredrnung der Paßpunkte, Auswertung, Kartierrurg der Ergänzungsmessungen,
Rißergänzung, Ritzen der Mutterpausen, Flädrenberedrnung und Prüfungsarbeiten)
erforderten rd. 300 Tage. Die häuslidre Bearbeitung einer entspredrenden terre-
strischen Neuverm,essung kann man auf 400 Tage sdrätzen. - An baren Auslagen
entstanden für die örtlidren Arbeiten (Reisekosten, Vermarkungs- und Signali-
sierungsmaterial, Stellung eines eigenen Meßgehilfen zusätzlidl zu den vom
Siedlungsamt gestellten) rd. tO 000,- DM, der Bildflug, die Krokis und die
Stereoauswertung kosteten insgesamt td. 14 300,- DM.
Diese Zahlen besagen zunädrst, daß die durd'r Einsatz der Photogrammetrie er-
zielte Ersparnis an Arbeitszeit sehr beträdrdich war. Die Kosten (d. h. die Bar-
auslagen) hingegen wären für ein terrestrisdres Verfahren vielleidrt etwas niedriger
gewesen. Das ist erklärlidr, denn wir mußten die Stereoauswertung voll bezahlen,
und ihr Preis enthält u. a. ja aud, die Amortisation des sehr teuren Auswertegerätes.
Die Kostenfrage soll hier jedodr nidrt weiter behandelt werden, weil die Ver-
misdrung von Bruttokosten; wie sie ein Privatunternehmen fordern muß, mit
Barauslagen, die allein bei einer Behörde in Ersdreinung treten, dodr zu leidrt ein
sdriefes Bild gibt. Uberhaupt bin idr der Auffassung, daß der Einsatz der Photo-
grammetrie, wenn sie uns nur eine fühlbare Einsparung an Arbeitszeit (d. h. auf
der anderen Seite eine Leistungssteigerung) besdrert, schon voll gerechtfertigt und
erstrebenswert ist. ob sie daneben - brutto od'er netto geredrnet - billiger ist
als ein terrestrisdres Verfahren, halte id-r für eine sehr zweitrangige Frage in
einer Zeit, in der das teuerste, was uns zur Verfügung steht, die mensdJidle
Arbeitskraft ist.

Die Ergebnis-se der Auswertung waren, was die Genauigkeit betrifft, im ganzen
durdraus zufriedenstellend. Natürlidr gab es vereinzelte Sdrwierigkeiten, weil
die praktisd're Durdrführung katasterphotogrammetrisdrer Arbeiten für die Firma
Aero Exploration ebenso neu war wie für uns und man sidr im Arbeitsverfahren
gewissermaßen erst aneinander gewöhnen mußte. für die Zukunft konnten wir
daher einige Erfahrungen sammeln, die nad-rstehend aufgezählt seien:

1. Am wenigsten befriedigte die Auswertung der Gebäude. obwohl sie fast überall
freistanden und kaum Dachüberstände hatten (edenfalls innerhalb der Zeidten-
genauigkeit. nidrt), waren die durdr die stidrpunkte begrenzten Figuren oft
krumm und sdrief. Es mußten nadrträglidr die Maße um das Gebäuäe herum
und z. T. nodr weitere stichmaße ermittelt werden, um die cebäude einwandfrei
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kartieren zu können. Die einseitige Beleudrtung der Häuser liefert im Luftbild
ein unsymmetrisdres, z. T. überstrahltesZiel, dessen ridrtiges Einstellen offenbar
dem Auswerter Sdrwierigkeiten bereitet. \Weitere Arbeiterr ähnlid,er Art werden

zeigen müssen, ob es gelingt, diese Sdrwierigkeit wenigstens teilweise zu

beseitigen.

2. Punkte nahe den Modellgrenzen sind in beiden benadrbarten Modellen
aubzumessen. Man erhält damit ein wichtiges Kriterium für die Cüte des

Modellüberganges. Die Zone der Ausmessung in beiden Modellen soll nach

Dr. Neised<e im Bildmaßstab ca. 1 cm breit sein. Die Koordinaten beider
Messungen werden gemittelt. Die Verteilung der Restfehler innerhalb eines

Modelles erfolgt graphisdr-affin; je kleiner die Restfehler sind, desto primitiver
darf man dabei vorgehen.

3. Nadrdem die Ausmessung eines Modells beendet ist, sollten absdrließend nodr-

mals die Paßpunkte angefahren, die Koordinaten abgelesen bzw. gedrud<t

und die entspredrenden Stidrpunkte auf der Aluplatte mit der Lupe des

Koordinatographen kontrolliert werden. Damit sidrert man sidr gegen Ver'
änderungel während der Auswertung (2. B. Versdriebung der Aluplatte 

-auf
dem Zeidrentisdr). Eine soldre Versdriebung um fast 1 mm ist bei dem größten

Teil der Punkte eines Modells in Bokelesdr vorgekommen und wurde erst

durdr Kartieren zusätzlidrer terrestrisdrer Maße entdecftt.

4. Paßpunkte sollten nie aus einem einzigen sondern stets aus einem ,,Nest"
von 2 bis 4 Signalen bestehen, die durdr einfadr,e Messungskonstruktion
miteinander verbunden sind. Man hat damit nidrt nur eine gute Sidrerung
gegen Ausfälle widrtiger Punkte, sondern audr eine gewisse [Iberbestimmung,
ä;Ä Rti.l.*,ttisse auf die Güte der Auswertung zuläßt. Das gleidre gilt für
widrtige Grenzknid<punkte u. ä.

5. Die Identifizierungskrokis sollten möglicist den Maßstab der herzustellenden
Karte haben; im vodiegenden Falle war der Maßstab I :1500, in weld,em die

Krokis geliefert wurdeir, etwas zu groß, die Krokis wurden zu unhandlidr.

Die Identifizierung muß sorgfältig und genau ausgeführt werden, damit der
Auswerter bei Zweifeln an der Punktidentität zur Not audr einmal Maße aus

den Krokis abgreifen kann.

6. Daß es empfehlenswert ist, bei den örtli&en Arbeiten sofort Risse zu führen,
wurde bereits gesagt.

Kurz nadt Beginn der häuslidren Bearbeitung trat man unerwartet mit dem
rvunsdle 

"r, 
um heran, wir sollten für die Siedlungsflädren sdron vorzeitig die

ungefähre Größe angeben, da sie für Beleihungszwed<e von kreditgebenden Banken

veilangt wurde. §7eil die Kartierung nodr nidrt vodag, haben wir-die gewünsdrten

Flädrengrößen auf den Krokis mit dem Planimeter ermittelt, wobei der Maßstab

der betieffenden Stelle im Kroki jeweils durch Vergleichsstred<en bestimmt werden

mußte. - Die endgültige Flädrenberedrnung hat ergeben, daß die so ermittelten
vorläufigen Flädren-durdrsdrnittlidr nur um 0,4 "/o (maximal um 1 ls) fehlerhaft
waren.
Das Siedlungsgebiet Bokelesdr ist, von einigen Deidren und Straßenaufsdrüttungen

abgesehen, f"it uOltig eben. Es liegt daher nahe, die Frage za _stellen, ob man

auär mit Hilfe der Einbildphotogrammetrie Katasterkarten ausreidrender Genauig-

keit erhalten hätte. \Vir haben hierzu einen Versudl gemadrt. Für die Flädren
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zweier benachbarter Rahmenkarten wurden zwei Luftbilder über paßpunkte auf
Correctostat entzerrt. von den fertigen Mutterpausen wurden ferner Rotkopien
auf glasklarem Astralon angefertigt und diese dann auf die maßhaltigen Ent-
zerrungen möglidrst gut eingepaßt (Bild 5). Sdron bei diesem graphisdren Vergleich
zeigte sidr eine sehr gute ubereinstimmung. Die Abweidrungen der Entzerrung,
von der ja audr nicht absolut fehlerfreien Karte, überschritten nirgends 0,3 mm.
Darüber hinaus haben wir etwa 30 Ptrnkte der Entzerrung und der Stereokartierung
anr Koordinatographen ausgemessen und dann folgende drei Helmerttransforma-
tionen geredrnet:

1. die Entzerrung in die terrestrisdr bestimmten Punkte,
2. die Stereoauswertung in die terrestrisch bestimmten Punkte,
3. die Entzerrung in die Stereoauswertung.

Die mittleren Koordinatenfehler ergaben sich im Falle

1. zu M - +

2.zu M- t
3. zu M- +

0,24 m/

0/11 m/

0,25 mf

d. h, für die Fälle 1. und 3. etwas mehr als 0,1 mm im Kartenmaßstab. Die
Maximalfehler beffugen etwa 0,3 mm auf der Karte. Hieraus ergibt sidr, daß man
in Bokelesdr audr die Einbildphotogrammetrie mit Erfolg hätte einsetzen können.
Das Ergebnis wäre, was die neuen Karten anbetrifft, nidrt nennenswert sdrledrter
gewesen als das der Stereoauswertung.

um das Verfahren an einem weiteren praktiscl-ren Beispiel zu erproben, wurde
daher in diesem Jahre bei Lüdingworth in der Nähe von cuxhaven ein 8 km,
großes cebiet im Bildmaßstab 1 : 9300 beflogen, für das nun Katasterrahmen-
karten 1 : 2000 auf Grund von entzerrten Luftbildern gezeid-rnet werden. Eine
große Anzahl zusätzlich signalisierter und koordinierter Punkte wird uns die
Möglidrkeit geben, entsprechende fehlertheoretisdre Untersudrungen anzustellen.
Ergebnisse aus diesem Versuch werden erst im nächsten Jahr vorliegen, doch
glaube idr - mit allem Vorbehalt natürlidr - schon heute sagen zu köinen, daß
wir in den ebenen Gebieten Nordniedersachsens an vielen Stellen die Einbild-
photogrammetrie für die Katasterkartenerneuerung erfolgreidr werden einsetzen
können. rwir kommen damit aus dem Engpaß der-teueren und z. T. überlabteten
stereoauswertegeräte ein wenig heraus und können trotzdem die Karten-
erneuerung gegenüber den terrestrisdren Verfahren erheblidr besdrleunigen. Das
Tiel ist - glei&gültig ob Ein- oder Doppelbildphotogrammetrie 

- die im:Rahmen
der Zeid,engenauigkeit (ca. * 0,2 mm) geometrisÄ genaue Rahmenkarte sowie
der Vermessungsriß, der einzelne zusätzlidr ermittelte 

-Maßzahlen 
enthält und im

übrigen fortführungsfähig ist (Bild 6). Darüber hinaus fallen für die Haupt-
polygon.züge terrestrisch ermittelte, bei der Doppelbildmessung außerdem für eine
Reihe weiterer Messungs- und Grenzpunkte photog.".-etiisdr ermittelte Ko-
ordinaten an. De Zahl dieser photogrammetrisch koordinierten Punkte sollte
man jedoch meines Eradrtens auf die Didrte des normalen Messungsliniennetzes
besdrränken. Auf keinen rall sollte man jeden Grenzpunkt photJgrammetrisdr
koordinieren und damit der drohenden Zahleninflation des Ii"t"rtä, eine Ko-
ordinateninflation hinzufügen.

115



Die beiden. gesdrilderten photogrammetrisdren Neuvermessungen hatten ver-

sdriedene Anlässe, untersdriedlid're Voraussetzungen und erforderten jedesmal

ein Einarbeiten in ein neues Arbeitsverfahren. Beide wurden durdr Einsatz der

Photogrammerie entsdreidend gefördert und lassen den Sdrluß zu, daß die

Katastärphotogrammetrie audr bei uns in Niedersachsen an einem hoffnungs-

vollen Anfang steht.

Bewertungen von unbebautem Grundbesitz,
insbesondere Bauland, Industrieland usw.

(Vom Standpunkt des Katasteramts Osterode gesehen)

Von Oberregierungsvermessungsrat El s tn e r, Katasteramt Osterode

Staatlidre Dienststellen, wie Forstämter, Domänenverwaltung, Bundesvermögens-

verwaltung usw., erbitten für jeden Kauf von Liegensd-raften je ein \Tertgutadrten
vom zustindigen Katasteramt. Diese Handhabun§ geht auf Erlasse des Hern
NiedersädrsisÄen Finanzministers und des Herrn Niedersädrsisdren Ministers für
Ernährung, Landwirtsduft und Forsten zurück. Aber audr von anderen Behörden
(Landkreisen, Gemeinden usw.) wird das Katasteramt um Abgabe soldrer §7ert-
gutadrten gebeten. Insbesondere der Landkreis Osterode, und zwar die Preis-

prüfungsstelle ist es, die uns Bewertungsarbeit in ganz besonderem Maße verursacht.

§o sdrid<t der Landkreis Osterode für j e d e n Grundstüd<sverkauf ein vorgedrud<tes
Formular, dem er den jeweiligen Kaufvertrag anheftet, an das Katasteramt und
spridrt darin die Bitte aus, das Katasteramt möchte an Hand seiner Kaufpreis-
sammlungen feststellen, ob der in dem anliegenden Grundstüd<sveräußerungs-

vertrage angegebene §7ert angemessen sei' Das Ergebnis der Bewertung duldl
das KätasteiaÄt teilt die Preisprüfungsstelle unverändert den Beteiligten mit. Ja,

audr wenn Einsprüdre eingelegt werden, erbittet der Landkreis die Bearbeitung

vom Katasterarrt. Der Landkreis ersdreint also nur nach außen hin als Preis'

behörde, die Bewertungsarbeiten selbst gesdrehen aber aussdrließlidr beim

Katasteramt.

AIs i& midr das erstemal vor einer Bewertungsarbeit sah, bedurfte es erst eines

Einarbeitens, bis idr die ungemütlidre Unsidrerheit, die midr dabei besdrlidr, über-
wunden hatte. Die erste Frage war für midr: §ras für einen §rert habe idr zu

ermitteln? Aus unserer Ausbildung war mir nodr bekannt, daß es da eine Menge

versdriedener \Tertbegriffe gab, wie den sogenannten ,,Gemeinen §7ert" der
Ergänzungssteuer, den §Tehrbeitragswert, den Grundvermögenssteuerwert und

.Aii.nta den Einheitswert nadr dem Reidrsbewertungsge§etz. Üe verwirrende
Fülle der Bestimmungen zu diesen in unserer Ausbildungszeit nodr eine Rolle

spielenden §Tertbeg;ffen ist vermutlidr mit ein Crund, daß in unserer Verwaltung
Äit,rrrt.r die Meinung vertreten wird, wir sollten uns aus den-Bewertungsfragen
ganz ausklammern. Dodr diese alten Steuerwerte und Vorsdrriften braudren uns

kaum nodr zu besd'räftigen.

Die Frage, weldren \üert idr in meinem Gutad,ten zu sdrätzen habe, beantwortet
Ministeiairat Rothkegel (um 1930 einer unserer besten Lehrer an der Tedr-

nischen Hodrsdrule Berlin) in seiner ,,Sdr'ätzungslehre", wo er wörtlidr sagt: ,,Für
das Sdiätzungswesen im allgemeinen kommt es darauf an, einen Zahlenausdrud<
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zu gewinnenr der nidrt nur für eine einzelne Person gültig ist, sondern der über-
individuelle, gewissermaßen allgemein gültige Bedeutung hat, und der daher zu-
verlässige Vergleichbarkeit der wirtsd'raftlidren Güter gewährleistet. Das Ziel der
Sdrätzungen für wirtschaftlidre Zwed<e ist der Tausdrwert oder der Preis. Der
Preis kann in zwei verschiedenen SdTätzungsverfahren ermittelt werden,
1. durc*r Sdrätzung im Anhalt an gezahlte Preise (sagen wir: Kaufpreise),
2. durcll Sdrätzung nadr den erzielbaren Erträgen."

Diese Definition meint dasselbe, was in Literatur und Gesetzen (wie z. B. im
,,Allgemeinen Landreclt" dem ,,Ergänzungssteuergesetz von 1893" t dem
,,Reichsbewertungsgesetz" usw.) mit ,,Gemeiner §[ert" bezeidrnet wird. Später
kam dafür audr die Bezeidrnung ,,Verkehrswert" auf. Sie haben beide die gleiche
Bedeutung.

Seit Jahrzehnteq herrsdrt nun ein Streit unter den Schätzungsfachleuten, weldres
dieser beiden von Rothkegel genannten Verfahren zu wählen sei: Sdrätzung im
Anhalt an gezahlte Preise oder Sdrätzung nadr den erzielbaren Erträgen. Bis ium
Beginn dieses Jahrhunderts hat kaum ein Zweifel darüber bestanden, daß die
Sdrätzung z. B. landwirtsdraftlid-rer Betriebe nach erzielbaren Erträgen zu erfolgen
habe. §7enn man sich eingehend damit besdräftigt, erkennt man aber an der
eigenen Unsidrerheit sehr bald, daß die Ertragswertsdrätzung durdraus der
sd,ledrtere und unsidrere §7eg einer Sdrätzung ist; denn es fehlt an braudrbaren
und sidreren Unterlagen für die zahlreidren Einzelposten, die für eine Ertrags-
wertsdrätzung benötigt werden. Ertragswertsdrätzungen werden deshalb immer
mit großen Unsidrerheiten behaftet sein. Herr Kollege Tiemann, Essen, weist in
seiner Veröffentlidlung ,,Die Bewertung von Grund und Boden" (Mitteilungsblatt
BDVI, Febr. 1956) nad,, daß bei Bauland durch eine Ertragswertberedrnung
genügend genaue Ergebnisse unmöglidr erwartet werden können. Abweidrungen
um mehrere lO0 o/o seien dabei durdraus möglidr. Die neueren Bewertungs-
bestimmungen (wie z. B. die Bodenwert-Ridrtlinien vom 16. März 1957 - die
zuerst vom Bundesministerium der Finanzen aufgestellt, dann als Erlaß des
Niedersädrsisd'ren Finanzministers und Minister des Innern, nadr Nordrhein-
§(estfalen, nun audr in Niedersadr,sen gelten -) lassen jetzt erkennen, daß man
aud'r tatsädrli& völlig von der Ertragswertsd,ätzung abgeht und die Bodenwerte
in erster Linie aus vorhandenen Kaufpreisen ableiten will. Die Sdrätzung nadr
Kaufpreisen ist (audr von den Anhängern der Ertragswertsdrätzung wird das
anerkannt) die sidrerste Methode, vorausgesetzt, daß Kaufpreise regelmäßig und in
größerer Zahl vorliegen.

lrnsere Katasterverwaltung (wenigstens die ehemals preußisdre) sammelt aber
seit langen Jahrzehnten alle Kaufpreise (idr habe z. B. dieser Tage eine Kaufpreis-
sammlung des Katasteramtes Osterode aus den Jahren 1884-1891 in der Hand
gehabt). So umfangreidre Kaufpreissammlungen kann keine andere Verwaltung
aufweisen. Diese frühe Kaufpreissammlung der Preußisdren Katasterverwaltung
erwähnt audr Ministerialrat Rothkegel in seiner Sdrätzungslehre als erste und
bedeutendste. De Kaufpreissamml.ungen sind und werden bei der Kataster-
verwaltung ja ständig auf dem laufenden gehalten. Auf diese Kaufpreissammlungen
greifen wir bei unserem §flertgutadrten nun zurüd<. Die Kaufpreiisammlungen äer
Katasterverwaltung in Listenform aber ersdrweren ihre Benutzung bei Sdrätiungen.
Deshalb habe idr sie sowohl im Katasteramtsbezirk Clausthal als audr Osterode
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in §flertkarten übertragen lassen (wenigstens von den 30er Jahren an). Als

Kartenunterlage eignet sich ganz besonders wieder unsere Kaplaka. §7o diese

noch nicht uor1i.gt, werden statt dessen Lidrtpausen der Katasterkarten verwendet.

Nun sind aber äie Kaufpreissammlungen der Katasterämter mindestens seit den

30er Jahre nidrt,,bereinigt". Das ist wegen des größeren Arbeitsumfanges,
den diese Bereinigungen nach den früheren Bestimmungen verursachen würden,
unlerblieben. Im allgemeinen kann man zunädrst unterstellen, daß die gesammelten

Kaufpreise aber schon reine Kaufpreise sind. Bei der Eintragung in die \trertkarten
werdän bei den Kaufpreisen, die offensichtlidr noch Sonderleistungefl enthalten,

diese in einfachster §7eise berüd<sidrtigt, d. h. abgezogen oder zugezählt. Sind die

Sonderleistungen jedodr nidrt ohne weiteres erkennbar, werden die betreffenden
Kaufpreise einfadr nicht mit übernommen.

Zu Beginn meiner ersten Schätzung in einer Gemeinde habe idr mir dann alle

Grunditüd<e mit Kaufpreisen der gesamten Gemeinde nadr den \[ertkarten örtlich
angesehen. Damit konnte ich zunädrst auf einfadrste §7eire aus dbm Rahmen

fallende Kaufpreise erkennen und für weitere Scfiätzungen aussdreiden. Ferner

erhielt idr so vor allem einen zutreffenden §Terttiberblid< in der betreffenden
Gemeinde. Das hat im Sdrnitt für eine Gemeinde etwa einen Außentag gekostet.

Auf diese \7eise bekarn idr einmal für diese Gemeinde und dann für die
Gemeinden untereinander einen ganz bestimmten eigenen §flertmaßstab, so daß

idr in Zweifelsfällen dann bei den späteren Bewertungen Vergleiche anstellen
konnte. Die §Tertgutadrte.n selbst werden gemäß Erlaß des Niedersächsisdren

Ministers des Innern vom 10. September 1951 grundsätzlich nur nadr voran-
gegangener örtlicher Besidrtigung erstattet.

Unsere Bewertungsarbeiten beim Katasteramt in Osterode betreffen meist Bau-

land, Rohbauland und Industrieland usw. und verhältnismäßig nur wenig land-

wirtsdraftlidre Grundstüd<e. Es liegen dafür genügend frühere Kaufpreise vor, so

daß immer eine Bewertung nadr Vergleichspreisen möglich ist und audr erfolgt.
Bei Bauland ist ja in erster Linie die Lage und danach die Besdraffenheit für den
Preis ausschlaggebend. Die Bodengüte ist dabei von untergeordneter Bedeutung.

Anders bei landwirtsdnftlidren Crundstüd<en. Bei diesen ist vor allem die
Bodengüte entsdreidend. Deshalb ziehe idr bei landwirtsdraftlidren Grundstüd<en
bei dei öftlidlen Schätzung audr die Acker- bzw. Grünlandzahlen der Reid-rsboden-

sdrätzung zum Vergleidr hinzu; zum Vergleidr der endgültigen Preise nur, nidrt
aber zu einer Ertragswertsdrätzung.

Die Kaufpreise und die zu sdyätzenden §7erte können sidr jeweils nur auf einen

bestimmtän Stidrtag beziehen. Deshalb werden die Sammlungen nadr Jahren
geordnet und den lwerten in den rJrertkarten unbedingt das Jahr des Verkaufs

Leigesdrrieben. Die Grundstüd«spreise waren bis 1936 in der freien Marktwirtsdraft
entitanden. Für sie galt daher bis dahin der Crundsatz, daß Angebot und Nadrfrage

den Preis regeln. Bis dahin also stellen die Kaufpreise zweifellos_den wirklidren
§[ert der Gundstüd<e dar. Die Crundstüd<spreise sind seit der PreisstopP-

verordnung 1935 aber gebundene Preise. Preisstoppverordnung und Planung
(Bebauungiplan, Aufbaupläne usw.) beeinflussen seitdem die Grundstücftspreise.

Öeitdem [eiten'ftir sie aiso nicht mehr die Grundsätze der freien Marktordnung
oder jedänfalls nur nodr bedingt. Nach 1945 ist nun wieder die obrigkeitliche
Preisbeeinflussung eingesdrränkt, so daß in der §flirtsd-raft ietzt frei entwickelte
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und gebundene Preise nebeneinander bestehen. Hierin liegt aber für die SdTätzung
von Crundstüd<en (d. h. durdr die Forderung des Preisstopps von 1936) eine
Sdrwierigkeit, die oft zu Härten oder gar Ungeredrtigkeiten führt. Das beweisen
die Einwände, Einsprüdre, ja die Prozesse, die dieserhalb bis zum Bundes-
verwaltungsgeridrt gehen. Um grundsätzlidre Ungeredrtigkeiten aus Budrstaben-
geredrtigkeit zu vermeiden, müssen wir aber, so meine idr, bei unseren '§ü'ert-

gutachten audr einen Preiszusdrlag als Ausgleidt gegen die Minderung der
Kaufkraft zulassen. Eine enge Auslegung der Preisstoppverordnung läßt das zwar
niclt zu. Die seit den Stopptagen eingetretenen Veränderungen der §Tertverhält-
nisse di.irfen aber audr auf der anderen Seite nadr einem Runderlaß des Bundes-
wirtsdraftsministers vom 19. Februar 1953 durch einen Kaufpreisminderungs-
zuschlag bis zu 50 o/" berüd<sidrtigt werden. Audr das Baulandbeschaffungsgesetz
sieht im § 10 bei Enteignung eine Berücl<sichtigung der seit 1936 eingetretenen
Anderungen in den §Terwerhältnissen vor. §7ie hodr dieser Zuschlag sein darf,
ist in diesem Gesetz jedodr nidrt zum Ausdruck gebradrt. In den parlamentarisdten
Beratungen zum Baulandbesdraffungsgesetz wurden, wie aus dem stenographischen
Bericht des Bundestages hervorgeht, Zahlen zwisdren 3Oo/" bis 6016 genannt.
So sind audr die Preisbehörden vielfadr nicht auf dem Preisstand von 1936 stehen-
geblieben. Das bestätigt ein Urteil vom Oberverwaltungsgerid-rt Celle (vom
29. August 1954), das diese Tatsadre billigt und aud-r der Oberbundesanwalt beim
Bundesverwaltungsgericht äußert sidr dahin, daß seitens des Gesetzgebers keine
Bedenken bestehen können, wenn audr bei der freihändigen Veräußerung von
Crundstüd<en neben dem Stopppreis ein Kaufkraftzus&lag anerkannt wird. Private
Meinungen gehen zwar nodr weiter und lehnen den Kaufkraftzuschlag als absolut
unzureidrend ab, wie z. B. Herr Müller, Braunschweig, in seiner bei §Tiedrmann
erschienenen Abhandlung ,,Die Baulandbewertung". Dodr diese privaten Meinungen
mögen hier als nicht bindend beiseite gelassen werden.

Ich will nodr einmal auseinanderhalten' Die in den Kaufpreisen aus den Jahren
1930-1936 sidr darstellenden \Werte sind durdr keine,behördlidren Maßnahmen
beeinflußt, für sie lag audt kein Grund zur Fingierung vor (wie sie jetzt mitunter
wegen der Preisstoppverordnung vorgenommen wird). Die Preise jener Zeit sind
also echte \ü7erte. Sie habe idr also in Karten eintragen lassen und damit die
sogenannten \üTertkarten erhalten. Diese Preise geben für ein bestimmtes Gebiet
ein zutreffendes §Tertbild jener Zeit. Aber audr die Preise vor dem ersten
§Teltkrieg vermitteln (in die \Tertkarten eingetragen) für die damalige Zeit einen
einwandfreien §Tertmaßstab. Sdrließlidr haben wir in die §Tertkarten audr die
neuen Kaufpreise (also die nadr der §7ährungsreform bis heute vereinbarten)
eingetragen. Gegen diese neueren Preise wird zwar teilweise zuredrt der Einwurf
erhoben, Die Preise in den neueren Kaufverträgen seien vielfach nur.fingierte
Angaben. Es wird auc-h von sehr einflußreidren Stellen auf die teilweisen Sdrwarz-
marktmethoden bei Grundstücksgesdräften hingewiesen, wie z. B. von Herrn
staatssekretär Dr. Ernst beim Bundeswohnungsbauminister, der im vergangenen
Jahr in einem cutadrten darauf hingewiesen hat. und es ist sdron ridrtig, daß

lucl de1 ,,Spiegel" in seinem Juliheft dieses Jahres diese unwürdigen und glfat r-
lichen Zustände in seinem Artikel ,,Bauen oder verkaufen" geißelt. Trotzdem
darf man aber diese gelegentlicJren Auswüdrse nid-rt überbewerten. Zunädrst ist
dodr,bestimmt, sidrer, daß sehr viele Kaufverträge die tatsä&lidr gezahlten Preise
angeben, mindestens doch die der Offentlidren Hand (und das irrrd in unserem
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Amtsbezirk wenigstens 40-50 %). §flenn nun diese wahren Kaufpreise mit den

,,fingierten" in die_. \ü{rertkarte eingetragen sind, so werden die wenigen, die g-rob

fakÄ sind, beim Vergleich - insbesondere bei örtlidren Besichtigungen - offen-

si&tli& werden, und dann sind diese wenigen eben für jede spätere Bewertung

auszusdralten. Uberlegen wir aber nodr eins: Es ist dodl eine zweifellos nidlt
außer ad-rt zu lassende-Tatsache, daß die ,,fingierten" Kaufpreise audr ein Ausdrud<

der allgemeinen \üTertauffassung in bezug auf redrtlidre Zulässigkeit 
-sind, 

nämlidr
der dai Grundstückgeschäft absdrließenden Redrtsanwälte, der Käufer und Ver-
käufer. Diese Ansicht, daß audr die neueren Kaufpreise als gute Vergleidrspreise
gelten können, veftritt audr Herr Kollege Arnold in der Einleitung seiner

üeröffentlidrung ,,Bewertung landwirtsdraftlid'rer Einzelgrundsttid<e", wo er fest-

stellt: ,,Die Poiemik über den Preisstopp und seine Auswirkung auf die Preis-

gestaltung sdreint audr nur beredrtigt, soweit sie sidr auf die Verhältnisse in
größeren-Städten bezieht. In den Landkreisen ist der Preisstopp im allgemeine_n

iu. ,ur Unterbindung von Auswüchsen wirksam geworden, den freien Grund-
stü&smarkt hat ef wenig beeinflußt." Idr kann diese Feststellung, von meinem

Amtsbezirk aus gesehen, flur bestätigen.

Venn wir nun für ein bestimmtes Gebiet die in den §ü'ertkarten eingetragenen

Preise aus den Jahren vor dem ersten §(eltkrieg mit denen vor dem zweiten \[elt-
krieg und sdrließlidr mit denen nad-r 1949 vergleicfien, so erkennen wir dodr
deuili& eine gleichmäßige Veränderung in der Höhe der Preise, d. h. wir können

einen Multiplikationsfaktor oder wenigstens eine Verhältniszahl ableiten, mittels

der wir aus den Preisen des einen Zeitraumes die des anderen Zeitraumes

erhalten. In diesem Faktor oder dieser Verhältniszahl drüd<t sidr die Anderung
der örtlidren als audr der allgemeinen rVerwerhältnisse für das betreffende
Gebiet aus.

um bezüglidr des neuesten Preisniveaus selbst ständig auf dem laufenden zu

bleiben, habe idr folgenden Arbeitsgang in meinem Amt eingeführt' Idr lasse von

einem älteren Angestellten, der mir die Bewertungsarbeiten vorbereitet, nadl
der Flurkarte die Lage des verkauften Grundstüd<es aufsuchen. Danadr vermerkt
er sidr in der §[ertkarte in Blei die Lage mit dem uns mitgeteilten Kaufpreis

pro Quadratmeter. In kurzenZeitabständen, etwa alle 8 Tage einmal, trägt er mir den

inhalt der jeweils neuesten Veräußerungsgesdräfte (unter Vodage der Kaufverträge

und der §Tertkarte) in kürzestem Auszuge vor, und wir bestimmen dann in jedem

Einzelfalle, ob der §7ert endgültig in die §[ertkarte einzutragen ist _oder nidrt.

Es wird sehr viel gegen die Freisstoppverordnung für Grundstüdce (für bebaute

ist sie ja bereits aulgihoben) argegangen, und. es ist wohl sehr damit zu redmen,

daß siä falen wird.lraglidr ist nur, ob man dann die Grundstückspreise aus der

Preisbindung garr, .rrtl"tten will; wahrsdreinlidr nidrt, denn der -Grund und

Boden kann- ji nidrt erzeugt, d. h. beliebig vermehrt werden, sondern ist, 'wie

Rothkegel es nenntf ,,relatives" Monopol. Deshalb wird man wohl vermutlich,

,radr eäe. Angleidrung an die veränderte Kaufkraft, mindestens eine teilweise

Uberwadrung der Grundstüd<spreise beibehalten.

De Meinung darüber, ob die Katasterverwaltung diese Bewertungsarbeiten bei-

behalten soll oder nidrt, ist geteilt. Idr persönlid-r meine: ja. Zunädrst meine idr
wirklidr, daß wir dank unserer Kaufpreissammlungen, unsgres Kartenmaterials,

unsefer Verbindung mit den Liegensdlaften und unserer Kenntnisse des Amts-
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bezirks anderen - besonders gut dazu in der Lage sind. §7ir haben dodr
den bildlichen Nad,weis aller Grundstüd<e in unseren Karten, und zwar in allen
Maßstäben von 1 :500 bis 1 :100000, die stets auf dem laufenden gehalten sind.
Außerdem sind wir, die höheren Beamten unserer Verwaltung, alle in Sdrätzungs-
wesen und Bewertungen ausgebildet (praktisd,e Ausbildung vor dem Studium,
Vorlesungen an der Hodrsdrule über Sdrätzungswesen, praktisdre Ausbildung als
Referendar und sdrließlidr die eigentliche praktisdre Bes&äftigung auf diesem
Gebiet in vielen Berufsjahren). §ü'enn wir das bedenken, müssen wir uns ein-
gestehen, daß wir in Anbetracht dieser Tatsadren es yof, der Sadre nidrt verant-
worten können, uns von diesen Bewertungsarbeiten auszusdrließen. Denn wenn
wir die Bewertungen nidrt ausübten, würden sie Verwaltungsangestellte der Kreis-
verwaltungen, Bauteöniker oder vielleidrt auch Forstangehörige ver-mutlidl über-
nehmen, die (personell wie sadrlidr) viel weniger dazu in der Lage sind. Bei einem
Landkreis bearbeitet z. B. ein Angestellter die Aufgaben der Preisprüfung, der
keinerlei Vorbildung darin erfahren hat. Das soll hier keine Kritik gegen jenen
Angestellten sein, der sehr korrekt und gewissenhaft ist, und gerade deshalb, weil
er ieine Aufgabe ri&tig erfüllen will, die Bewertung aussdrließlidr vom Katasteramt
übernimmt. Diese Verhältnisse sind bei den anderen Katasterämtern unseres Re-
gierungsbezirkes ähnlid'r. Mehr oder weniger lehnen sid'r die Preisprüfungsstellen
der Landkreise in unserem Regierungsbezirk Hildesheim ebenfalls an die Fest-
stellungen der Katasterämter an, mindestens in allen nidrt ganz klaren Fällen.
Soweit idr es habe in Erfahrung bringen können, ist von all den Sadrbearbeitern
der Preisprüfungsstellen der Landkreise im Regierungsbezirk Hildesheim nidrt
ein einziger in Sdrätzungs- und Bewertungsfragen ausgebildet.
Nodr eine sacfilidre Uberlegung muß die Beibehaltung der Bewertung durdr die
Katasterämter wünsdrenswert ersdreinen lassen, In meinem Amtsbezirk sind -wie idr sd,on sagte - bei Grundstüd<skäufen und Verkäufen mindestens zu
40-50 oÄ der Landkreis, die Städte und Gemeinden selbst beteiligt. Diese
kommunalen Stellen sind also hier in Fragen der Bewertungen selbst Partei, und
es muß deshalb den Sadrbearbeitern dieser Stellen oft sdrwer fallen, unbeeinflußt
und frei zu urteilen. De Gewähr der unparteilidren Entsd'reidung ist aber bei den
staatlidlen Kata§terämtern gegeben.

Früher hat die Forstverwaltung, für ihre eigenen Belange, die,Bewertung selbst
auf Vorsd-rlag ihrer unteren Dienststellen vorgenommän. Dabei ergab-en sidr
unhaltbare §7'erte, die eben die Forstverwaltung sdrließlidr dazu veranlaßten, die
Bewertungen grundsätzlid'r nur nodl von den Katasterämtern zu erbitten. Ein
Beispiel aus früherer Zeit (vor dem zweiten \X/eltkrieg) mödrte idr dazu anführen,
In Hahnenklee wurde aufgrund soldrer forstlidren Bewertung ein sehr großes
Grundstücl (das in direktem Ansdrluß an das beste pensiänsviertel lig) zu
0,25 Mark pro qm verkauft, tatsä&li&er \wert an dieser stelle war aber 7,50-Mark
pro qm. Insgesamt betrug dabei der Fehlbetrag einige Zehntausend Mark.
Aus diesen sadrlidren Gründen bin idr also dafür, daß wir die Bewertung in
§Tertgutadrten behalten.-Allen Beteiligten dürfte damit am besten gedient iein.
IdT habe es audr des öfteren erfahren, weld-re Bedeutung dieser fatigkeit bei-
gemessen wird, wenn in Grundstüd<swerten bei Käufen und Verkäu-fen über
Zehntausende von DM zu entsdreiden ist. Höheren Verwaltungsstellen und
Männern der §Tirtsdraft ist hierbei der gute Kontakt mit dem Katästeramt sehr
widrtig und jeder Mühe bezüglidr Anreile und UnterrJuü ;;-
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BericJ-rtigung des Katasternachweises und Ersitzung
in der RecJrtspredrung

Von Regierungsvermessungsamtmann Hatscher, Nds. Min. d. Innern

Aus einer Verwaltungsredrtssadre, die vor dem Oberverwaltungsgeridrt für clas

Land Nordrhein-§flestfalen am 7. April 1959 - durdr Einstellung des Berufungs-

verfahrens abgesd-rlossen wurde, und aus den in der Sadre gleidlzeitig anhängig

gewesenen Veifahren vor den ordentlidren Gerichten sind die nachstehend auszugs-

weise wiedergegebenen Urteile von fachlidrem Interesse.

I
Folgender Sachv erhalt lag zugrunde,

Im Jahre 1g20 erwarb F. s. das Flurstüd< 1651(2)36, dessen Größe im Grundbuch

mit insgesamt ?,lg 04 ha angegeben und dessen Stammflurstüd< in der Marken-
teilungskarte der S.-H. Mark nad-r Best'ätigung des Rezesses am 22. Oktober 1863

wie in der hier angefügten Skizze 1 dargestellt war.

Als der Vater des O. im Jahre 1927 das nördlich des Markenweges liegende Flur-
sttick von B. erwerben wollte und eine Teilungsvermessung erforderlich war, stellte

das Katasteramt festt
a) Das Kataster, in dem damals der Markenweg wie in der Markenteilungskarte

von 1863 ausgewiesen wurde, stimmte insoweit mit den tatsädrlichen Verhält-
nissen nicht überein, als der §reg in §flirklichkeit geradlinig zwisdren zwei
\Tegegabeln vedief (Skizze 2, punktierte Darstellung)'

b) Dei§Tegwarin den Jahren 1860 bis 1863 in seinem geradlinigen Verlauf aus-

gebaut und seither nicht verändert worden.
c) Die nördlidr des §r'eges liegenden Flächen standen im Besitz des damaligen

Antragstellers B.

In einer Verhandlung vor dem Katasteramt erklärten am 21. September 1927 die
seiner Zeit beteiligten Personen, darunter F. S.:

,,rVir sind mit den §(/egen in dem besagten Grundstüd< B. .., so wie sie jetzt
in der Natur liegen, einverstanden. \(/ir erklären uns bereit, daß die Flur- und
Katasterkarten kostenlos hiernadr beridrtigt werden"'

Der Katasternadrweis wurde antragsgemäß geändert, und F. S' erhielt vom

Katasteramt einen ,,Auszug aus den Grundsteuerfortschreibungsverhandlungen"
vom 23. Januar 1928, in weldrem das südlidr des Markenweges liegende Flurstüd<

im neuen Bestand mit der Nr. 1771(2)36 ausgewiesen war. Der Fläd-reninhalt war
sowohl im alten als audr im neuen Bestand mit 3,19 04 ha angegeben. Außerdem

war vermerktt
,,tlmnumerierung infolge Beridrtigung der Kartendarstellung auf Grund der Neu-
messung ohne Änderung des Fläd-reninhalts."

Im Jahre 1954 folgte eine Neumessung der in Betradrt stehenden Flurstüd<e. Im
Ansdrluß daran ging dem F. S. ein ,,Auszug aus dem Veränderungsnadrweis" der
Kreisverwaltung - Katasteramt - zu. Hinsidrtlidr des Grundstüd<s des F. S. war in
dem Auszug vermerkt,

,,Einführung eines neuen Flädreninhaltes auf Grund der Neumessung."

Im alten Bestand war die frühere Flädrenangabe mit 3,19 04 ha enthalten, im neuen

Bestand dagegen eine Flädre von 2,75 58 ha verzeichnet.

Dieser Verwaltungsakt löste Einspruchsverfahren und Klagen aus.
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N{arkenteilungskarte der S.-H. lrlark

Reziß bestätigt am 22, 10.- I 863

Ergänzungstarte 1928

Gemarkung S.2 u
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II

Der Kläger F. S. vertrat im Verwaltungsrechtsverf ahren ,,wegen Fort'
führung des Uegensduftskatasters und Anfedrtung eines katasteramtlidren Verände-
rungsnadrweises" die Ansidrt, ihm sei im Jahre 1928 von dem zuständigen Katäster-
amt durdr den Auszug aus den Grundsteuerfortsdrreibungsverhandlungen bestätigt
worden, sein Grundbesitz werde audr nadr der Fortsdrreibung in gleidrer §7eise

wie bisher erhalten. Aus diesem Grund sei es ihm unverständlidr, wie im lahte 1954
durdr die Neumessung sein Grundstüd< um fast 2 Morgen habe verkleinert
werden können.

Sein Hauptantrag vor dem Landesverwaltungsgerid,t, die Beklagte, Kreisverwaltung
- Katasteramt -t ztt verpflidrten, eine Neumessung und eine Berid'rtigung der
Katasterkarten und -unterlagen dergestalt vorzunehmen, daß der nördlidr des

Markenweges liegende, von ihm in Ansprudr genommene Grundstüd<steil als eine
ihm gehörige Parzelle oder Teilparzelle ausgewiesen wird, ist, wie zu erwarten war,
einsdrl. der beiden Hilfsanträge zurüd<gewiesen worden. Das Urteil des Landes'
verwaltungsgeridrts Münster - 6. Kammer - vom 25.10. 1957 - 6K - 853/55 führt
hierzu u. a. folgendes aus,

,,Der Kläger begehrt . . . einen geridrtlidren Sprudr über die Verpflidrtung der
Beklagten zur Vornahme eines Verwaltungsaktes. De Zulässigkeit des ersten

Hilfsantrages des Klägers, den Einsprudrsbesdreid der Beklagten und den ihm
zugrundeliegenden Veränderungsnadrweis des Jahrganges 1955 (1954) Nr. I
(Nr. 11) aufzuheben, folgt aus § 23 MRVO Nr. 165, weil der Kläger insoweit
einen Verwaltungsakt nebst dem in bezug darauf ergangenen Einsprudrsbesdreid
anfidrt.
Daß beide Anträge, die im Stadium der grundsätzlid,en Zulässigkeitsprüfung
noch gleidrberedrtigt nebeneinanderstehen, Verwaltungsakte zum Gegenstand

haben, ist bedenkenfrei anzunehmen. Sowohl die Neumessung und die
Berichtigung, die mit dem Hauptantrag begehrt werden, als auch der
angefochtene katasteramtliche Veränderungsnachweis wären
bzw. sind verwaltungsbehördliche Maßnahmen zur Regelung von Einzelfällen
auf dem Gebiete des öffentlichen Redrts - § 25 MRVO Nr. 165 - und mithin
Verwaltungsakte im Sinne dieser Verordnung, da sie die für den
Kläger rechtlich bedeutsamen Grundstücksdaten bestimmen,
soweit sie im amtlichen Liegenschaftskataster Aufnahme
finden.

Die auf eine Sadrentsd-reidung geridrteten Anträge des Klägers betreffen Maß-
nahmen der Beklagten, die eine Fortführung oder die Rüd<gängigmadrung einer

Fortführung der kitasteramtlichen Unterlagen zum Gegenstand haben. Für das

Land Nordrhein-§Testfalen ist das Verfahren bei den Fortführungsvennessun-
gen zuletzt in dem Runderlaß des Innenministers des Landes Nordrhein-
\Testfalen I D 2/2? - 81.10 - vom 1. Juli 1955 (Fortf ührungsanwei-
sung II) geregelt. Dieser Fortführungsedaß beruht,.wie aus s_einem Eingang

ersidtlidr iit, auf den ss 4 und 5 des Gesetzes über die Neuordnung des Ver-
messungswesefls vom 3. luli 1934 (RGBI. I S. 534) in Verbindung mit Art. 129

Abs. 2 äes Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deuedrland (GG). Er stellt

die einzige Regelung über das Verfahren und die einsdrlägigen Voraussetzungen
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bei den Fortführungsvermessungen dar und hat wegen seines normativen
Charakters eine Bedeutung, die audr für die geridrtliche Praxis über die
übliche Rechtswirkung von ministeriellen Erlassen erheblich
hinausgeht. Dies beruht darauf, daß das Gesetz vom 3. Juli 1934 lediglich
Rahmenanordnungen traf , die durch Ministerialerlasse auszufüllen waren. Inso-
weit brachte das Gesetz von 1934 keine Neuerung; vielmehr enthielt es ledig-
lich die Fortsetzung einer in Preußen seit dem Jahre 1861 durch das Gesetz
betr. die anderweitige Regelung der Grundsteuer vom 2l . Mai jenes Jahres
begründeten Praxis. Seit dieser Zeit waren frir die Regelung des Liegenschafts-
katasters stets Ausführungsanweisungen maßgebend, die als Ministerialerlasse
ergingen. Die Regelung des Redrts der Fortführung des Liegenschaftskatasters
beruht auf einem staatlichen Ordnungsprin zip, das in der Praxis allgemein
angewandt wird und in bezug auf welches im Interesse der Aufrechterhaltung
des Gleichheitsgrundsatzes Ausnahmen nicht zulässig sind. Der vorstehende
Hinweis auf die rechtliche Bedeutung des Fortführungserlasses vom 1 . Juli 195 5

war erforderlic}, damit etwaige Einwendungen des Inhalts, daß das Geridrt bei
der Untersuchung der Begründetheit der Klageanträge nicht an Ministerial-
erlasse gebunden sei, von vornherein entkräftet würden.

Der Hauptantrag des Klägers ist wie erwähnt auf die Vornahme eines
Vermessungsaktes gerichtet. Aus diesem Grunde kommt Nr. 11 der Fortfüh-
rungsanweisung Il zur Anwendung. Danach kann einen Vermessungsantrag, der
die Fortführung des Liegenschaftskatasters zum Ziele hat, in der Regel nur der
Eigentümer oder ein sonstiger Berechtigter (2. B. Testamentsvollstrecker, Ent-
eignungsunternehmer) stellen. Mit Zustimmung des Eigentümers kann auch
ein anderer die Vermessung beantragen, der sich verpflichtet, die Vermessungs-
kosten zu übernehmen.
Mit Recht hat der Vertreter der Beklagten im Termin zur mündlichen Verhand-
lung unter Berufung auf Nr. 1l der Fortführungsanweisung II erklärt, daß
dem Klageantrage nicht stattgegeben werden könne. Die §Teigerung der Be-
klagten beruht darauf, daß ein Vermessungsantrag des Eigentümers oder dessen
Zustimmung nidrt vorliegt. Für die gegenwärtige Situation ist nämlidr das
Bucheigentum des Beigeladenen O. an dem in Betracht stehenden Parzellen-
teilstück nördlich des Markenweges maßgebend. Solange der Beigeladene O.
als Bucheigentümer dieses Teilstückes seine Zustimmung zur Neu-
vermessung und damit Fortführung des Katasters nicht erteilt, kann
das Ka tasteramt dem dahingehenden Begehren des Klägers n i cht ent-
sprechen. Da - wie oben dargelegt auch das Geridrt an die Bestim-
mungen der Fortführungsanweisung II gebunden ist, ist auch nicht die Er-
set zung der Zustimmung des Eigentrimers durch Gerichtsent-
scheid,ung möglich.
Der Hilfsantrag des Klägers, den Einspruchsbescheid der Beklagten vom
26. November 1955 und den ihm zugrundeliegenden Veränder.rrgsnachweis
Jahrgang 1955 Nr. 1 aufzuheben, erleidet das gleiche Schicl<sal wie de. Haupt-
antrag. Auch insoweit würde es sich nämlich um eine Fortführung des Katasters
handeln, weil die Aufhebung der erwähnten Verwaltungsakte die Rückgängig-
machung der letzten Fortfühffing, die in dem genannten Veränderungrrrichweis
ihren Ausdrucl< findet, und damit eine Fortführung selbst bedeut.r, *ürde.
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Dieses Ergebnis könnte für den immerhin als möglidr zu unterstellenden Fall,

daß der Kläger Eigentümer des strittigen Teilstücftes nördlidr des Markenweges
gewesen wäre, als eine Versagung des Rechtssdrutzes ihm gegenüber aufgefaßt
werden. Doch könnte hiervon nicht ernstlidr die Rede sein, weil dem Kläger
nicht etwa der Redrtsschutz versagt wird, sondern lediglich festgestellt wird,
daß der verwaltungsgerichtliche Rechtsschutz seine Crenzen
in den Bestimmungen der Fortführungsanweisung II - hier in
Nr. 11 - findet. . . . Die Begrenztheit des verwaltungsgerichtlidren Redrts-

scl-rutzes in der zur Entsdreidung stehenden Sadre ist nidrt nur eine förmliche
Folge des Inhalts von Nr. 11 der Fortführungsanweisung II, sondern ebenso

ein materieller Ausfluß der Gesamffedrtslage auf dem Gebiete des Grund-
stüd<sredrts überhaupt. \Wenn das Begehren des Klägers von seinen in diesem

Verfahren förmlich gestellten Klageanträgen isoliert betradrtet wird, so ergibt
sich nämlidr, daß der Kläger materiell eine Feststellung hinsidrtlidr
der Größe und des Umf anges seines Grundstücks in der C,emarkung S.

begehrt. Der Umstand, daß sein Klagebegehren in die Form einer Vor-
nahmeklage und hilfsweise in die Form der Anfedrtung eines katasteramtlichen
Verwaltungsaktes und der zugehörigen Einspruchsentsdteidung gekleidet ist,
vermag hieran nichts zu ändern.

Für die Eigentumsfeststellungsklage ist ausschließlich der or-
dentliche Rechtsweg geöffnet. Eine in einem dort anhängig gemadrten
Redrtsstreit etwa zu Gunsten des Klägers ergehende Entsdreidung würde die
katasteramtlichen Folgemaßnahmen ohne weiteres auslösen. Dies ist in Nr. 74

der Fortführungsanweisung II ausdrücklidr bestimmt, indem in Abs. 1 Budrst. a

vorgesdrrieben wurde, daß Grenzveränderungen mit redrtlicher lVirkung zu

berüd<sidrtigen sind, wenn die Grenzen durdr redrtskräftige geridrtliche Urteile
oder Vergleiche festgelegt wurden.
Das vor dem ordentlichen Gericht durchzuführende Verfahren
wegen Feststellung des Grundeigentums des Klägers in der Gemar-
kung S. ist, da es auf unabdingbaren bürgerlich-redrtlidren Vorschriften beruht,
nicht ersetzbar. Falls der Kläger der Ansicfit sein sollte - die Tatsac.he

der Erhebung der verwaltungsgeridrtlidren Klage legt diese Vermutung nahe -,
daß er auf dem \7ege über die von ihm begehrten katasteramtlichen Maßnahmen
ebenfalls zu dem erstrebten Ziele gelangen könne, muß ihm entgegengehalten

werden, daß beideu Klageanträgen rridrt nur Nr. 11 der Fortführungsanwei-
sung II entgegensteht, sondern audr die Tatsacl,e, daß die katasteramtlidlen

Maßnahmen, die in der Zeit seit dem Eigentumserwerb des Klägers getroffen
wurden, rechtmäßig ergingen, wie sidr aus NadTstehendem ergibt:

Als der Kläger im Jahre 1920 das in diesem Streitverfahren in Betradrt stehende

Grundstüd< erwarb, mag er davon ausgegangen sein, daß dessen Größe

?,1904 ha betrage; hierfür spridrt sd-ron deswegen eine gewisse Vermutung,
weil im Bestandwerzeidrnis des den Kläger betreffenden crundbudres diese

Cesamtgröße des damaligen Erwerbs verzeidrnet ist. Ob der Kläger indessen

wirklidr ein Grundstück von dieser Größe erworben hat, ist deswegen zweifel-
haft, weil nadr allgemein anerkannter Ansidrt der öf f entliche Glaube
des Grundbuches sidr nicht auf Flächenangaben des Katasters er-

streckt. Dies ist in der audr heute noch für grundlegend zu eradrtenden Ent-

scheidung des Reidrsgeridrts vom 12. Februar 1910 (Rcz 73/125) überzeugend
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dargelegt. Das Reichsgericht hat in dieser Entscheidung die Frage, ob zum Inhalt
des Grundbuches im Sinne von § 892 des Bürgerlichen Gesetzb-uches (BGB) auch
solche, die einzelnen Grundstücl<sbestandteile betreffenden Angaben gehören,
die aus dem Steuerkataster in das Grundbuch übertragen worden sind, bejaht
und u. a. ausgeführt, es könne für den gutgläubigen Erwerb eines Grundstückes
nur entscheidend sein, daß der Erwerber gutgläubig im Sinne von s 892 BGB
angenommen habe, der Bucheigentümer sei auch der wirkliche Eigentümer des
Grundstücks. Dagegen sei es grundsätzlich gleichgültig, was der Erwerber
betreffs der rein tatsächlichen Verhältnisse des Grundstüd<s im Vertrauen auf
den Buchinhalt angenommen habe.

Mit Recht gehe sonach auch die allgemeine Ansicht dahin, daß der Inhalt des
Crundbuchs für den Erwerb im guten Glauben nur insoweit in Betracht komme,
als er sich auf ein Rechtsverhältnis beziehe. Es sei wie nach weiteren Dar-
Iegungen sodann ausgeführt wird demgemäß aber in der Tat alles un-
beachtlich/ was das Grundbuch über das Flächenmaß oder über
die örtliche Lage des Grundstücks wie endlich über die auf der
Grundfläche vorhandenen Baulichkeiten enthalte.
Unabhängig davon, zu welcher tatsächlichen Größe der Kläger im Jahre ß2A
sein Crundstück erworben haben mag, ist jedodr in bezug auf den Verände-
rungsnachweis des Jahres 1955 folgendes von Bedeutung:
Dieser Veränderungsnachweis enthält eine Veränderung gegenüber dem Auszug
aus den Grundsteuerfortschreibungsverhandlungen des Jahres lg28 nur hinsicht-
lich der Größe der Parzelle des Klägers. Die von dem Katasteramt . . . im Jahre
195 4 durchgeführte Veränderung besteht lediglich in einem Fortführungsakt
im Kataster, der als reine vermessungstechnische Folgemaßnahme zu der auch
von dem Kläger am 2l . September 1927 beantragten Beridrtigung der Karten-
darstellung 

. 
zu betrachten ist. Im Jahre 1927 war die Neufestsetzung des

Flächeninhalts nicht möglich, weil nach Nr. 229 (Satz 2) der damals griltigen
Anweisung II ftir das Verfahren bei den Fortschreibungsmessungen vom
17 . Juni 1920, wenn die vorhandenen Messungszahlen zur zuverlässigen Er-
rnittlung der Flächeninhalte der Nachbargrundstücke nicht ausreidren, die Nach-
barflurstücke nur neue Nummern erhalten, während ihre Flächenangaben unver-
ändert beibehalten werden. Nachbargrundstück war damals in bezug auf das
zur Messung heranstehende Grundstück 8., das lg28 an O. veräußeit wurde,
das Grundstück des Klägers. Für die räumlich-rechtliche Abgrenzung
des Grundstücks des Klägers war die vermessungstechnische Folgämaßnahmä
des Jahres 1954t die wegen des vom Kläger am 18. Dezembei lglj beim
Katasteramt gestellten Vermessungsantrages mögli& wurde, ohne Bedeutung.
\Was im Jahre 195 4 vom Katasteramt . . . durchgeführt wurde, war also nidrts
anderes, als die Neuvermessung der in seinem Eigentum stehenden, nördlich
durch den geradlinig verlaufenden Markenweg begienzten Parzelle izZt(»le.
Der Fortführungsakt des Jahres 1954 hat die materiell-rechtliche
stellung des Klägers nicht beeinträchtigt.
\Wie auch unter den Parteien unstreitig ist, hat der Kläger gegen die Fort-
schreibungsverhandlung vom Jahre tgZZ , die . in dem 

- ih; -r,rg.g"ngenen

Auszug vom 23. Januar 1928 ihren Niederschlag fand, keine Einwändingen
erhoben. \Wenn er heute vorträgt, er habe sich äer*egen mit der Fortschiei-
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bungsverhandlung einverstanden erklärt, weil er nadr dem den flächenmäßigen

Inhalt betreffendin Vermerk auf dem Auszuge der Meinung habe sein dürfen,

daß seine Grundstüd<sgröße keine Verkleinerung editten habe, so mag ihm dies

zugestanden werden; redrdidr kann bs hierauf jedodr nidrt ankommen. Es ist

naälich von Erheblichkeit, daß der Kläger am 21. September 1927 gegenüber

dem damaligen Amtmann von S. zu Protokoll erklärt hat, ef sei mit dem §flege

an dem blsagten Grundstück B. einverstanden. Das Grundstü& B.

reidrte aber bis iu dem Markenweg, der von jeher die Nordgrenze des kläge-

risdren.. . Grundbesitzes in der Flur 9 der Gemarkung S' bildete, d' h', dem

Kläger war es, wie allen anderen damals Beteiligten gelaufig und klar, daß bis

,o ä.- §reg, wie er in der Natur verlief urld 1927 audr in die Katasterdar-

stellung 
"ufgiro-*.r, 

wurde, der B'sche Grundbesitz _reidrte. _\(enn in bezug

da.a.rfier Klag"r sidr mit dem Vedauf des §reges und der Ubernahme in die

Katasterkarte s=o, wie er in der Natur vorgefunden wurde, einverstanden er-

klärte, so kann dies nad-r der Lebenserfahrung nur bedeutet hab_en, daß er,

der (hger, an diesem §7ege gleidrzeitig, und zwar gegenüber dem B'sdren

Besitz, äie Nordgrenze seiner eigenen Parzellen 'finde. Dem entspridrt sein

g"r"-t., Verhaltän in der Zeit vom Grundstüd<serwerb bis zum Empfang des

Veränderungsnadrweises 1955 Nr. 1 ...
Sollte der kHg". aber in der Tat angenommen haben, es sei ihm gleidrgültig,

aus weldren Pirzellenstüd<en seine gesamte Besitzung in der Flur 9 der Ge-

markung S. sidr zusammensetze, wenn diese gesamte Flädre nur 3,1904 ha

"ur-"drle, 
so wäre dies zwar für einen Landwirt durdraus ungewöhnlidr, da

Landwirte in der Regel wissen, wie und wo ihre Grundstücke liegen; darüber

hinaus aber wäre es unerheblidr, welche Vorstellung der Kläger hierzu im
einzelnen gehabt hätte. Diese Vorstellung und ein etwa ihr entspred-render

geheimer V=orbehalt bezüglidr seiner Erklärung vom 21._September 1927 wirde
iar"lia nidrts an dem Inhalt der Erklärungen ändern, der in einem Zweifadren

besteht, und zwar

f . in der Aussage darüber, wo das Grundstüd< B. nadr der vorstellung des

Klägers liege (,,an dem besagten Grundstüd< 8."),

2. in dem Einverständnis mit der ubernahme des \üreges, wie er in der Natur
la.g, in die Katasterkarte.

In jedem Falle also hätte das Katasteramt die Parzellierung. mit Redrtsgrund

so vorgenommen, wie es 1927 gesdrah, d. h. unter Einführung der neuen

Nummär 177 und unter Festlegung der Nordgrenze an dem Markenwege. Dem

Kläger ist also von Katasteramts wegen nichts geschehen, was im §rider-
,p.rid-, ,u seiner zur Niederschrift gegebenen Erklärung gestanden und ihn

d.r*.g"n in seinen Rechten beeinträchtigt hätte.
. . . . . Für den Laien waf an Hand des Auszuges aus den Grundsteuerfortsdrrei-
bungsverhandlungen vom 23. Januar 1928 nicht ohne weiteres zu ersehen, daß

die 
-sowohl im a-lten als audr im neuen Bestand mit 3,1904 ha angegebene

Flädrengröße kein endgültiges Messungsergebnis darstelle und desweg_e" 3y&
keinen i.nhalt für die ätsadrlidre Grundstüd<sgröße biete. Der Vermerk ,,Um-

numerierung infolge Beridrtigung der Kartendarstellung auf Grund der Neu-

messung ohie Anäerung des Flädreninhalts" war sogar geeignet, bei einem in

katasteämtfidren Vorgäigen und Bezeichnungen nidrt Geübten die Vorstellung
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zu festigen, daß die Neumessung die tatsädrliche Flädrengröße des Grundstücks
unberührt gelassen habe, daß also die Größe nadr wie vor 3,1904 ha betrage.
Nur wer mit den Begriffsbestimmungen des Katasterwesens vertraut ist, kann
aus dem angeführten Vermerk das entnehmen/'was er von Amts wegen bedeuten
soll, nämlich allein die Aussage darüber, daß der Flächeninhalt nicht
überprüft, die Fläche also nicht neu vermessen sei, so daß die bisherige
Flächenangabe ohne Gewähr für die Richtigkeit einstweilen in den
Katasterunterlagen bestehen bleibe. Indessen darf andererseits nicht i,Ibersehen
werden, daß der Vermerk in dem Auszug vom 23. Januar 1928 über den
Flächeninhalt in Verbindung mit den im Auszuge verzeidrneten Zahlenwerten
nicht ursächlich gewesen ist fttr eine katasteramtliche Maßnahme, die dem
Kläger in der ,von ihm behaupteten \üIeise nachteilig gewesen wäre; ursächlich
ftir die Fortführrrng des Jahres 1927 war vielmehr allein die Erklärung der
Beteiligten mit Einschluß des Klägers vom 21 . September 1927 über die Beridr-
tigung der Kartendarstellung und der Katasteruntedagen.

Sache des Klägers wäre es jedenfalls gewesen, sich über die wahre Lrge und
Ausdehnung reirrer Grundstücks, irgendwie Klarheit zu versdraffen. Hätte er
naclr Empfang des Auszuges vom 23. Januar 1928 Einwendungen erhoben, so

hätten diese, da zur Berichtigung der Kartendarstellung sein eigenes Einver-
ständnis vorlag, nur zu einer Eigentumsf eststellungs- und evtl. Her-
ausgabeklage gegenüber dem Nachbarn des nördlidr angrenzenden Grund-
stücks führen können, nicht dagegen zu Rechtsansprüdren gegenüber der Ka-
tasterbehörde auf Anderung der durchgeführten Maßnahmen, und zwar des-

wegen nicht, weil sie - wie ausgeführt 
- 

redrtmäßig waren. Damit wäre die
rechtliche Situation für den Kläger im Jahre 1927 der heutigen ähnlich gew€s€n:
Nur die Klage vor dem ordentlichen Gericht auf Feststellung des Eigentums
hätte zu der yom Kläger begehrten Klarheit über Lage und. Ausdehnung seines

Grundstücks führen können. Dabei ist es eine vom erkennenden Geridrt man-
gels sachlicher Zuständigkeit nidrt zu entscheidende Frage, ob eine solche
Klage im Jahre 1927 Aussicht auf Erfolg gehabt hätte oder insbesondere
heute, wo möglicherweise Verjährungsvorschriften sowie die Tatsadre eines
etwaigen gutgläubigen Erwerbs des Beigeladenen O. zu berücksichtigen sein
würdenl eine Erfolgsaussicht bestände.

Die vorstehenden Ausführungen über die Rechtmäßigkeit der katasteramtlichen
Maßnahmen lassen insbesondere auch erkennen, daß kein Rechtsgrund dafür
besteht, etwa unabhängig von der Zustimmung des Beigeladenen O. als Budr-
eigentümer des strittigen Grundstticksteiles eine Entscheidung des Inhalts zu
treffen, daß das Katasteramt zu einer Berichtigung von Amts wegen ver-
pflidrtet sei.

DLrn zweiten Hilfsan trag, das Verfahren bis zur Entscheidung des ordentlichen
Gerichts auszusetzen, konnte nidrt entsprodren werden, d" einmal die Sadre
zur Entscheidung reif \,var und weiter 

- wie oben ausgeführt 
- 

im Falle eines
dem Kläger günstigen Urteils des ordentlidren Geridrts die dann notwendige
Berichtigung der Katasterunterlagen ohnehin zwingende Redrtsfolge wäre, so
daß es eines besonderen verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes insoweit nidrt
mehr bedürfte.
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III.

In der Klage vor dem Amtsgericht ,,wegen Herausgabe eines Grundstüd<s"
beantragte der Kläger L. S. in der Hauptsadre, den Beklagten O. zu verurteilen,
den in dessen Besitz beftndlidren nördlichen Teil des Grundstüd<s mit der früheren
Flurstüd<sbezeichnung 1651(2)36, tler zwisdren dem bis zum Jahre 1927 im
Kataster verzeidrneten knid<förmig nadr Norden verlaufenden Markenweg und dem
in §Tirklidrkeit geradlinig verlaufenden \7'eg liegt, in Größe von 43 a 46 qm zu
räumen und an ihn herauszugeben.

Der Beklagte O. hat darauf hingewiesen, daß bei den Verhandlungen am 21. Sep-
tember 1927, in denen sidr der Vater des Klägers L. S. mit dem geradlinigen
Verlauf des §7eges einverstanden erklärt habe, die Katasterkarten vorgelegen
hätten. Daraus hätten sidr die Verhältnisse eindeutig ergeben. Im Jahre 1928 sei

sein Vater (O.) als Eigentümer des nördlidr des Marker.rryeges liegenden Grund-
stüd<steiles eingetragen worden; er habe damit das hier bezeidrnete Grundstück
redrtmäßig und gutgläubig erworben.

Die Klage wurde zurüd<gewiesen.'Die Entscheidungsgründe enthalten u. a.

folgendes 
'

,,Die Ansprüche des Klägers setzen voraus, daß sein Yater 1920 Eigentümer
der Grundstüd<sparzelle geworden ist, die zwisdren dem alten knid<förmig
verlaufenden und dem jetzigen Markenweg liegt und 43 a 46 gm groß ist. Er
kann das Eigentum aber nur erworben haben, wenn bei der Einigung der
Vertragspartner über den Eigentumsübergang sowohl der §7il[e des Ver-
äußerers zur Uberragung wie der des Erwerbers zum Erwerb des Eigen-
tums diesen Grundstücksteil mit umf aßte (RGZ. 8d.77 Bl. 33). Die
Beweisaufnahme durdr Vernehmung des Erwerbers F. S. ergab keine Tatsachen,
aus denen auf das Vorliegen eines solchen §7illens bei beiden Vertragspartnern
gesclrlossen werden kann.

,l

In der Begründung der Berufung hat der Kläger und Berufungskläger L. S.

u. a. ausgeführt, es sei irrig, wenn das Amtsgeridrt meine, ein Grundstüd< könne
nur dann erworben werden, wenn die Grenzen den Parteien bekannt seien. Es

genüge vielmehr, wenn die Parteien das Grundstüd< in dem Umfang auflassen
wollten, wie es sich aus dem Grundbudr oder Kataster ergebe. Es spiele daher
keine Rolle, ob die Grenzen von EG. K. und S. abgesdrritten worden seien. Denn
EG. K. habe das ganze Grundstüd< an ihn verkaufen wollen. Andernfalls hätte
der Kläger audr nid'rt den vollen Preis bezahlt.

Audr könne der Vater des Beklagten das Grundstüd< nidrt gutgläubig erworben
haben. Denn bei den Verhandlungen im Jahre 1927 habe sein, des Klägers, Vater
darauf hingewiesen, daß ihm der streitige Parzellenteil gehöre.

Von dem Beklagten und Berufungsbeklagten O. ist entgegnet worden, der Vater
des Klägers L. S. habe nie den Versuch unternommen, den Grundstüd<steil nördlidr
des Markenweges zu kultivieren, sonde-rn seine Arbeiten auf den südlidren Teil
besdrränkt. Es itimme riidrt, daß der Vater des Klägers sidr 1927 als Eigentümer
der fraglidren Parzelle bezeidrnet habe.

Aus der Berufungsentscheidung der 1. Zivilkammer des Landgeridrts in
Münster/\(/estf. vom 11.2. 1959 - 1 S 3159 LG. Münster - ist hervorzuheben'
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,,Da der Kläger nicht Eigentrimer des nördlich vom heutigen Markenweg ge-
legenen Grundstitcksteils ist, ist weder sein Feststellungsantrag noch sein Eigen-
tumsherausgabe- oder sein Grundbuchberichtigungsanspruch begründet.

Es kann dahingestellt bleiben, ob der Vater des Klägers im Jahre l92O das

Eigentum auch an dem streitigen Grundstücksteil erworben hat oder ob sich die
Einigung nur auf den sttdlich vom Markenweg liegenden Grundstücksteil bezog.
Ebenso kann unerörtert bleiben, ob etwa der Vater des Beklagten 1928 das

Eigentum an dem nördlich des \ü7eges liegenden Parzellenteil gutgläubig er-
worben hat, falls der Vater des Klägers zuvor Eigentümer geworden sein sollte.

Denn zumindest hat der Beklagte gemäß § 901 BGB den nördlich des §üreges

liegenden Grundstücksteil e r s e s s e n .

Nach § 901 BGB erwirbt der das Eigentum, der als Eigentümer eines Grund-
stücks im Grundbuch eingetragen ist, ohne daß er das Eigentum erlangt hat,
wenn die Eintragung 30 Jahre bestanden und er während dieser Zeit das

Grundsttick im Eigenbesitz gehabt hat..

Diese Voraussetzungen liegen beim Beklagten vor:

Bei der Ersitzungszeit ist die des Rechtsvorgängers mitzurechnen. Nadr Be-

endigung der Vermessungsverhandlungen im Jahre 1927 erfolgte am 23. Januar
1928 die Veränderung des Katasters. Am gleichen Tage wurde der Verände-
rungsnachweis sowohl B. als auch S. sen. zugestellt. . . .

Seit diesem Tage gehörte der nordlidr vom Markenweg liegende Teil grund-
buchmäßig zu dem Grundstück 8., da die Veränd.erung des Katasters auch das

Grundbuch verändert.

Als der Vater des Beklagten am 27. September 1928 als Eigentümer des von B.

erworbenen Grundstücks eingetragen wurde, war also das Grundbuch bereits
verändert. Unter Hinzurechnung der Zeit, in der B. den streitigen Grundstücks-
teil besaß, ergibt sich, daß seit dem 23. Januar 1928 mehr als 30 Jahre ver-
strichen sind, ohne daß der Kläger Klage erhoben hat. Denn erst im Juli 1958
ist vor dem ordentlichen Gericht die Klage erhoben worden

Dagegen ist durch das Verwaltungsstreitverf ahren weder eine Hem-
mung noch eine Unterbrechung der Ersitzungsfrist eingetreten.
Gemäß § 941 BGB kann eine Unterbrechung nur durch die Geltendmachung
des Eigentumsanspruchs erfolgen. Das ist aber im Verwaltungsstreitverfahren
nic}t geschehen. Aber selbst wenn ein solcher Anspruch vor dem Verwaltungs-
gericht eingeklagt worden wäre, könnte mangels der Zuständigkeit des Ver-
waltungsgerichts, tiber einen derartigen bürgerlich-rechtlichen Anspruch zu ent-
scheiden, eine Unterbrechung nicht eintreten.

Der Beklagte bzrv. seine Rechtsvorgänger haben auch den Grundstüd<steil seit

30 Jahren im Eigenbesitz gehabt.

In erster Instanz war es unter den Parteien unstreitig, daß seit 1 863 B. Besitzer
der nördlich des Markenweges gelegenen Grundstücke war. Der Kläger hat
selbst nicht behauptet, in der Zeit von 1927 bis heute einen nördlich des \Weges

gelegenen Grundstücksteil besessen zu haben. Er hat sich vielmehr nur darauf
berufen, daß ihm auf Grund der G r ö ß e seines Grundstücks dieser Teil zustehe.
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Soweit in der Berufungsinstanz der Eigenbesitz des Beklagten bestritten und
behauptet ist, der Kläger habe ,,zwar das Stück nidrt kultiviert, es aber in dem
für ein bradres Stück üblidlen Umfang genutzt" , sieht die Kammer keine Ver-
anlassung, darüber den als Zeugen benannten Bauern F. S. zu vernehmen.

Bereits im Jahre 1927 hat eben dieser Zeuge erklärtf er sei mit dem Markenweg
einverstanden und bitte um ,,Berichtigung der Katasterkarten". Diese Erklärung
wäre unverständlid-r, wenn der Zeuge sidr damals bewußt gewesen wäre, daß

audr nördlidr des §üeges ein ihm gehöriger Grundstüd<steil lag. Er hätte dann
nidrt diese Erklärung nad-r Verlesung genehmigt und unterschrieben, sondern
insoweit einen entspredrenden Vorbehalt gemadrt. Selbst im Jahre 1954 hat
der Zeuge erklärt, er erkenne die Grenzen, die in dem Plan festgelegt waren
und mit den Nummern 7, 5 | 6 bezeidrnet warenf an. In der Grenzverhandlung
von 1954 ist ebenfalls in dem Protokoll eindeutig festgelegt, daß die nördlidre
Grenze der Grundstti&. . . ., S. und . . . . durdr den Markenweg gebildet werde.
Hätte der Zeuge zu dieser Zeit nur an die Möglidrkeit gedad'rt, daß ihm ein
nördlidr vom rü7ege gelegener Teil des Grundstüd<s gehörte, so hätte er das zu
Protokoll gegeben oder - falls man sidr geweigert hätte, eine solche Erklärung
aufzunehmen - unmittelbar hinterher sdrriftlich erklärt.

Insbesondere spridrt aber die Vernehmung des Zeugen in der ersten Instanz
gegen die heutige Behauptung des Klägers, er und nidtt der Beklagte sei Eigen-
besitzer des Grundstücksteils.

In erster Instanz hat der Zeuge S. ausgesagt/ er habe die Lage des Grundstüd<s
gekannt, aber nidrt die Grenzen. Daß audr nördlidr des \üeges nodr ein Grund-
stüd<steil liege, sei ihm nidrt gesagt. Mit der Kultivierung habe er dann längs
des Markenweges begonnen. Daraus ergibt sidr mit Deutlidrkeit, daß dem
Zeugen S. niclt gesagt ist, sein Grundstüd< rage über den Markenweg hinaus.
Ebenso ist es unzweifelhaft, daß S., wie er selbst aussagte, ,,das Crundstüd<
ansclließend an den Kauf in Kultur nahm", und zwar ,,Iängs des Markenweges".

Berücksichtigt man weiter, daß die im Jahre 1927 bei der Grenzverhandlung
gehörten Zeuger übereinstimmend ausgesagt haben, daß nördlidr des §7eges B.

den Besitz ausübte, so ergibt sidr, daß der Zeuge S. nur den südlidr des §7eges
liegenden Teil als sein im Jahre 1920 erworbenes Eigenrum angesehen hat.

Die Kammer geht davon aus, daß nidrt der Kläger, sondern seit ca. 1860 B.

und ansdrließend dessen Redrtsnachfolger den streitigen Grundstücksteil in
Eigenbesitz hatten, so daß spätestens im Januar 1958 die Ersitzung ein'
getreten ist.

Die Berufung mußte daher mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurüd<gewiesen

werden."

Dem Vermessungsfachmann werden mit diesen Urteilsauszügen audr Fragen ent-
gegentreten, die sidr aus den allein vorliegenden Urteilstexten nicht beantworten
lassen. Man möge sidt mit den rwertungen begnügen, die die Fortführungsanwei-
sung II und die Mitteilungen über die Beridrtigungen des Liegensdraftskatasters an

die Beteiligten in den Urteilen gefunden haben. Besondere Beacitung verdient die

Gegenüberstellung der beiden Redrtswege.
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Ein neuartiger Reflex - Zeichenfilm
Im Heft 3/lg5g dieser Zeitsdrrift wurde kurz berid-rtet, wie an der Regierung
Hannover alte Neumessungsrisse und dergl. photomedranisdr in Vermessungsrisse
umgewandelt werden. Mit dem dabei benutzten Kodagraph-Reflex-Zeid'renfilm
auf Triazetatmaterial werden gute Ergebnisse erzielt.

Neuerdings wird der ,,Cronaflex-Direct-Positive-matt"-Film (1) in Deutsdrland
vertrieben (Klimsdr, Kalle), der ähnlidre photographisdre Eigensd-raften aufweist
wie der Kodagraph-Film. Dieser Cronaflex-Film steht auf der gut maßhaltigen und
sehr widerstandsfähigen Du-Pont-Polyester-Folie Cronar. Der Film wird daher
zwecl<mäßig für die Umlegung von wertvollen Karten benutzt. Für die Umlegung
von Rissen genügt wohl stets das billigere Kodak-Azetatmaterial.

(1) E. B. §7irth: New Polyester Photographic Materials, Simplify Utility Map
Making. Du Pont - Mitteilungen.

Prof. Dr, Engelbert

BucJrbesprechung

Neised<e, Otto, Dr.-lng.: Beiträge zur Kataster- und Flurbereinigungsmessung durdr
Stereophotogrammetrie. Niedersädrsisdres Landesvermessungsamt, Hannover 1958.
100 Seiten, DIN A 4, mit 22 Abbildungen, 49 Tabellen und 2 Bildbeilagen.
Zu beziehen durdr das Nieders. Landesverwaltungsamt - Landesvermessung,
Preis 3,50 DM.
Die Photogrammetrie, als topographisdre Meßmethode bereits unumstritten, be-
findet sid-r schon seit längerer 7-eit auf dem besten §7ege, audr als Verfahren der
Katastervermessung mehr und mehr eingesetzt zu werden. Im Hinblid< auf eine
soldre Entwicklung ist es zu begrüßen, wenn eine Veröffentlidlung vodiegt, in der
alle tedrnisd,en und organisatorisdren Fragen der Katasterphotogrammetrie aus-
führlidl behandelt werden. Der Verfasser des vorliegenden §Terkes kann sid'r
dabei auf die Erggbnisse stützearr die bei der Auswertung dreier Bildflüge in
versdriedenen Bildmaßstäben vom Versuchsgebiet Osterode erzielt wurden.

Nadr einigen allgemeinen Betrad'rtungen zum Einsatz der photogrammetrisdren
Meßmethode werden die Einzelheiten der Versudrsarbeit von'der Signalisierung
bis zur Ausmessung und Koordinatentransformation gesdrildert. Umfangreidre
Genauigkeitsuntersudrungen ermöglidren eine eingehende Diskussion der ermittel-
ten Lage-, Stred<en- und Höhenfehler. Danadr folgt ein interessanter Zeit- und
Kostenvergleidr. Die Arbeit sdrließt mit einer Zusammenfassung der widrtigsten
Gesidrtspunkte für die Anwendung der Stereophotogrammetrie in der Kataster-
vermessung und die Fortführung eines photogrammetrisdr erstellten Katasters.
Dabei kommen audr die Probleme einer zwed<mäßigen Arbeitsorganisation nidrt
za kurz.
Zu dela widrtigsten Erkenntnissen aus der Auswertung des Bildmaterials ,,Osterode"
gehört die Feststellung, daß für katasterphotogrammetrisdre Vermessungen der
Bildmaßstab 1 :750O als günstigster Aufnahmemaßstab anzusehen ist. Dieser
Maßstab garantiert bei einer Koordinatenausweftung eine Stre&engenauigkeit,
die in Gebieten mit nidrt zu hohem Bodenwert als ausreidrend betradrtet wirden
kann. Er ermöglid'rt ferner bei graphisdrer Auswertung die Herstellung einer
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einwandfreien Kartierung in den Maßstäben 1 : 1000 und kleiner. Sdrließlich ergibt
er bei Verwendung von Luftbildern des Formats 18x18 cm eine Größe des

Stereomodells, die in günstigem Verhältnis zum Format der Rahmenkarten
I :1000 bzw 7 t 2000 steht.

Niemand, der heute mit den Problemen der Kartenerneuerung zu tun hat, sollte
darauf verzidrten, sidr audr mit den Fragen der Katasterphotogrammetrie vertraut
zu machen. Dabei werden ihm die Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit eine
wertvolle Hilfe sein.

Dr. Hake

Kriegel, Otto, ,,Kataster-Aufstellung mit Masdrinenlodrkarten" , ?4 S., karton.,
4,80 DM. Hamburg 1959, Hanseatische Verlagsanstalt G.m.b.H.

Der Budrnadrweis im Kataster hat im Gegensatz zum Kartennachweis aus den
außerordentlidren Fortsdrritten der Tedrnik, die seit der ersten Einridrtung des

Katasters erfolgt sind, bisher kaum Nutzen gezogen. Die großen Anforderungen,
die in der Nachkriegszeit an das Kataster gestellt wurden und denen unter den
gegebenen Umständen nur schleppend nadrgekommen werden konnte, haben
das Verlangen nadl einer Modernisierung des Buchnadrweises verstärkt. Die
österreidrisrire Katasterverwaltung sowie die Landeskulturverwaltungen in Baden-

§7ürttemberg und Hessen haben hierzu Masdrinenlochkarten angewandt. Veranlaßt
durcl den Umstand, daß neuerdings in Hessen die Ergebnisse der Flurbereinigun-
gen in Lodrkarten niedergelegt werden, hat auch die hessisdre Vermessungs- und
Katasterverwaltung begonnen, für die Aufstellung neuer Katasterbücher und
-karteien das IBM-Lodrkartenverfahren anzuwenden.

Der Verfasser beschreibt in der vorliegenden Sdrrift, die z. T. bereits als Vorab-
drud< in,,Vermessungstedrnisdre Rundsdrau" 1959, Heft 6-9, erschien, das

hessisdre Verfahren. Die Darstellung wird durdr die Abbildung von zahlreidren
Vordruckmustern und Ansidrten der angewandten Masdrinen ergänzt' Der Ver-
fasser geht dabei auf Einzelheiten sowohl der Einrichtung der Lodrkarten als der
mit ihrer Hilfe zu gewinnenden Katasterdokumente ein. Auf diese §üeise gewinnt
der Leser ein sehr ansdraulidres Bild von den Problemen und Schwierigkeiten,
die auftreten, wenn man bei möglidrster §/ahrung des bisherigen Inhalts und
Aussehens der Katasterdokumente den Bedingungen und dem Fassungsvermögen

der Masclinenlochkarte gerecht werden rnuß. Man hätte allerdings gewünscht, daß

der verfasser z. B. bei der Behandlung des Lodrkartenschlüssels eingehender
diskutiert hätte, warum von vielen möglichen §[egen gerade der vorgesdrlagene
gewählt wurde. Auch hätte man gerne ausführlidr die Gründe erfahren, warum

einer Anzahl bereits früher gemadrter Vorsdrläge nicht gefolgt wurde.

Die Umstellung auf Masdrinenlodrkarten bedeutet eine einsdrneidende Maßnahme;

man sollte daher bei dieser Gelegenheit sehr sorgfältig prüfen, was von dem

Uberkommenen erhalten bleiben muß und was fortfallen kann. Das ist besonders

widrtig im Hinblid< auf das begrenzte Fassungsvermögen der Maschinenlodrkarte:

Jede iingesparte lochspalte bedeutet eine Erweiterung der Aussagefähigkeit.

Soldre Einsparungsmöglidrkeiten erscheinen noch durchaus möglidr, so daß z. B.

Platz für den volli" Nadrweis der Sdrätzungsergebnisse gewonnen werden könnte'
So betrachtet, ersdreint die hessisdre Lösung allzu konservativ. Das gilt auch für
den Entsctrluß, die aus den Lochkarten abgeleiteten Katasterdokumente nadr dem

134



bisherigen verfahren also handsdrriftlidr fortzuführen. §(/enn, man sclon die
Lochkarte anwendet, müßte man aucih eine Lösung erarbeiten, die dieser be-
sonderen Tedrnik gemäß ist. Erst dann können audr die vorteile der neuen
Teclnik voll zur Auswirkung kommen. Die zweifellos bestehenden Schw,ierigkeiten
sollten nicit dazu verleiten, die Sudre nadr einer edrten Lösung zurüd<zristellen
oder gar aufzugeben. Auf 

-dem _§7ege zu. einer soldren Lösung stellt die vorliegende
Sctrrift einen sehr wertvollen Beitrag dar, indem sie eine Teillösung besdireibt,
dabei Einblick in die Probleme versdrafft und zur Diskussion anregt.

Dr. Gerardy' 
Drucl<fehlerbericltigung

In der ubersicl'rt auf seite 90 des Heftes Nr. a / sg muß es in clerspalte ,,schätzungs-
grenzen" statt ,r5 mm" ,r0r5 mm" lauten,
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V. Ausgeschieden,
Infolge Erreichens der Altersgrenze
RVRTyedmers,KA.Cloppenburg ..... o.. ' ' 1' 8'59

Beamte des gehobenen Dienstes
I. Ernannt:
a) zum Regierungsvermessungsatntmann
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RVOI MaatschrKA.Syke . . . . . . . . . . . . 1. 4'59

RVOI KlemmrKA.Stade . . . . . . . . . . . . . . 1. 4-59

b) zum Regierungsvermessungsoberinspektor
RVI Grundey, KA.Harburg-Land . . . . .. . . . . . . 1. 4.59

RVI Meyer,HeinridrrKA.Stade . . . . . . . . 1. 4.59

RVI Kubina,KA.Nienburg . . . . o . . . . . . 1' 5'59

RVI HennigsrReg.Hannover. o . . . . . . . . . . . 1. 5'59

RVI Quint,Reg.Osnabrüd< . . . . . . . . . 1' 6'59

RVI PannemannrKA.Oldenburg . . . . . . . 1. 8'59

II. Versetzt:
RVOI Kubina v. KA. Nienburg z. KA. Syke . . . o . . 1. 7.59

RVI Sdrröder, Heinz, Y. R.g.Hannover z.KA. Nienburg 28. 8. 59

III. Beauf tragt:
mit den Dienstgesdräften des geschäftsleit. Beamten

RVOI Neuhaus, KA.Oldenburg . . . . . . . . . o' 31. 7'59
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RVOI Zerbst,KA.Cloppenburg . . . . . . . ' ' ' ' 1' 8'59
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RVOI Schröder, Paul, KA. Cuxhaven . . ' ' ' 1' 9' 59

Auf Antrag
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Bild t

Vom Maßstab I : 5000 verkleinert auf 1 : 10000



Vom Maßstab I : 2000 verkteinert auf 1 : 5000



Bild 3

Vom Maßstab I : 10 000 vergrößert auf I : 5000
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